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2 0 . Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge samt Unterzeichnungsprotokoll.
2 1 . Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen

Gebrauch samt Unterzeichnungsprotokoll.
2 2 . Zollabkommen über Behälter samt Unterzeichnungsprotokoll.

20.

Nachdem das am 18. Mai 1956 in Genf unterzeichnete Zollabkommen über die vorübergehende
Einfuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge, welches also lautet:

(Übersetzung.)

ZOLLABKOMMEN ÜBER
DIE VORÜBERGEHENDE

EINFUHR GEWERB-
LICHER STRASSENFAHR-

ZEUGE

DIE VERTRAGSPARTEIEN,

IN DEM WUNSCHE, den
internationalen Straßenverkehr
zu erleichtern,

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG des in New York am
4. Juni 1954 unterzeichneten
Zollabkommens über die vor-
übergehende Einfuhr privater
Straßenfahrzeuge,

IN DEM WUNSCHE, bei
der vorübergehenden Einfuhr
gewerblicher Straßenfahrzeuge
soweit wie möglich gleichartige
Bestimmungen anzuwenden und
insbesondere für diese Fahr-
zeuge die Verwendung der für
private Straßenfahrzeuge vorge-
sehenen Zollpapiere zu gestat-
ten,

SIND wie folgt ÜBEREIN-
GEKOMMEN:

KAPITEL I

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens
bedeutet der Begriff

a) „Eingangsabgaben" nicht
nur die Zölle sondern auch
alle anderen aus Anlaß der
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Einfuhr zu erhebenden
Abgaben;

b) „Fahrzeuge" alle Straßen-
kraftfahrzeuge und alle
Anhänger, die an derartige
Fahrzeuge angehängt wer-
den können (mit dem
Fahrzeug oder getrennt
von diesem eingeführt),
mit ihren Ersatzteilen,
ihrem gewöhnlichen Zube-
hör und ihrer gewöhn-
lichen Ausrüstung, die mit
dem Fahrzeug eingeführt
wenden;

c) „gewerbliche Verwen-
dung" die Verwendung
zur Beförderung von Per-
sonen gegen Entgelt, Ent-
lohnung oder andere ma-
terielle Vorteile oder zur
gewerblichen oder kom-
merziellen Beförderung
von Waren gegen oder
ohne Entgelt;

d) „Eingangsvormerkschein"
das Zollpapier, durch das
die Nämlichkeit des Fahr-
zeuges gesichert werden
kann und aus dem ersicht-
lich ist, daß die Eingangs-
abgaben durch Bürgschaft
oder Barerlag sichergestellt
sind;

e) „Unternehmen" kommer-
zielle oder gewerbliche
Unternehmen ungeachtet
ihrer Rechtsform, ein-
schließlich natürlicher Per-
sonen, die eine kommer-
zielle oder gewerbliche
Tätigkeit ausüben;

f) „Personen" sowohl natür-
liche als auch juristische
Personen, soweit sich
aus dem Zusammenhang
nichts anderes ergibt.

KAPITEL II
VORÜBERGEHENDE EIN-
FUHR OHNE ENTRICH-
TUNG DER EINGANGSAB-
GABEN UND FREI VON
EINFUHRVERBOTEN UND
EINFUHRBESCHRÄNKUN-

GEN

Artikel 2
1. Unter dem Vorbehalt der

Wiederausfuhr und unter den



8. Stück — Ausgegeben am 15. Feber 1958 — Nr. 20 329

anderen in diesem Abkommen
vorgesehenen Bedingungen läßt
jede Vertragspartei diejenigen
Fahrzeuge ohne Entrichtung der
Eingangsabgaben und ohne An-
wendung von Einfuhrverboten
und Einfuhrbeschränkungen
vorübergehend zur Einfuhr zu,
die im Gebiet einer anderen
Vertragspartei zum Verkehr zu-
gelassen sind und die von Unter-
nehmen, die von diesem Gebiet
aus ihre Geschäftstätigkeit aus-
üben, im internationalen Stra-
ßenverkehr eingeführt und ge-
werblich verwendet werden.

2. Für diese Fahrzeuge muß
ein Eingangsvormerkschein vor-
liegen, durch den die Entrich-
tung der Eingangsabgaben und
erforderlichenfalls auch der ver-
wirkten Zollstrafen gesichert
wird, wobei die besonderen Be-
stimmungen des Artikels 27 Ab-
satz 4 zu beachten sind.

3. Für Fahrzeuge, die einge-
führt Werden, um nach der Ein-
fuhr vermietet zu werden, gel-
ten die Begünstigungen dieses
Abkommens nicht.

Artikel 3

1. Die Fahrzeugführer und die
übrige Fahrzeugbesatzung sind
unter den von den Zollbehörden
festgesetzten Bedingungen be-
rechtigt, eine angemessene Men-
ge von persönlichem Reisegut
vorübergehend einzuführen, die
der Aufenthaltsdauer im Ein-
fuhrland entspricht.

2. Zum persönlichen Ver-
brauch bestimmte Mundvorräte
und kleine Mengen Tabak, Zi-
garren und Zigaretten werden
frei von Eingangsabgaben zuge-
lassen.

Artikel 4

Der Treibstoff, der sich in
den gewöhnlichen Kraftstoffbe-
hältern der vorübergehend ein-
geführten Fahrzeuge befindet,
wird frei von Eingangsabgaben
und frei von Einfuhrverboten
und Einfuhrbeschränkungen zu-
gelassen. Jede Vertragspartei
kann jedoch Höchstgrenzen für
die Treibstoffmengen festsetzen,
die auf diese Weise in den Kraft-
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Stoffbehältern der vorüber-
gehend eingeführten Fahrzeuge
für ihr Gebiet zugelassen wer-
den.

Artikel 5

1. Ersatzteile, die zur Instand-
setzung eines bestimmten, be-
reits vorübergehend eingeführ-
ten Fahrzeuges dienen sollen,
werden frei von Eingangsabga-
ben und frei von Einfuhrver-
boten und Einfuhrbeschränkun-
gen zur vorübergehenden Ein-
fuhr zugelassen, Die Vertrags-
parteien können für diese Teile
die Abfertigung auf Eingangs-
vormerkschein vorsehen.

2. Für die ersetzten, nicht
wiederausgeführten Teile sind
die Eingabsabgaben zu entrich-
ten, wenn sie nicht nach den
Vorschriften des betreffenden
Landes kostenlos dem Staat
überlassen oder unter amtlicher
Aufsicht auf Kosten der Betei-
ligten vernichtet werden.

Artikel 6

Vordrucke für Eingangsvor-
merkscheine und für die inter-
nationalen Zulassungspapiere
werden frei von Eingangsabga-
ben und frei von Einfuhrver-
boten und Einfuhrbeschränkun-
gen zugelassen, wenn sie den zur
Ausgabe dieser Papiere zuge-
lassenen Verbänden von den mit
ihnen in Verbindung stehenden
ausländischen Verbänden, von
internationalen Organisationen
oder von den Zollbehörden der
Vertragsparteien zugesandt wer-
den.

KAPITEL III
AUSGABE DER EINGANGS-

VORMERKSCHEINE

Artikel 7

1. Jede Vertragspartei kann,
vorbehaltlich der von ihr ge-
forderten Sicherstellungen und
festgesetzten Bedingungen, Ver-
bänden, insbesondere solchen,
die einer internationalen Orga-
nisation angehören, die Bewilli-
gung erteilen, selbst oder durch
die mit ihnen in Verbindung
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stehenden Verbände die in die-
sem Abkommen vorgesehenen
Eingangsvormerkscheine auszu-
geben.

2. Die Eingangsvormerk-
scheine können entweder für ein
einziges Land oder Zollgebiet
oder auch für mehrere Länder
oder Zollgebiete gültig sein.

3. Die Gültigkeitsdauer dieser
Zollpapiere darf ein Jahr vom
Tage der Ausgabe an nicht über-
schreiten.

Artikel 8

1. Die für die Gebiete aller
oder mehrerer Vertragsparteien
gültigen Eingangsvormerk-
scheine werden als „Carnets de
passages en douane" bezeichnet
und müssen dem Vordruck der
Anlage 1 zu diesem Abkommen
entsprechen.

2. Wenn ein Carnet de passa-
ges en douane für ein Gebiet
oder mehrere Gebiete nicht gül-
tig ist, so muß der ausstellende
Verband dies auf dem Um-
schlagblatt und auf den Ein-
gangsabschnitten des Carnet ver-
merken.

3. Eingangsvormerkscheine,
die nur für das Gebiet einer
einzigen Vertragspartei gültig
sind, können dem Vordruck der
Anlage 2 oder der Anlage 3 zu
diesem Abkommen entsprechen.
Die Vertragsparteien können
aber auch andere Zollpapiere
entsprechend ihren Rechts- oder
sonstigen Vorschriften verwen-
den.

4. Die Gültigkeitsdauer der
Eingangsvormerkscheine, die
nicht nach Artikel 7 von den
zugelassenen Verbänden ausge-
geben werden, kann von jeder
Vertragspartei nach ihren
Rechts- oder sonstigen Vor-
schriften festgesetzt werden.

5. Jede Vertragspartei über-
sendet den anderen Vertrags-
parteien auf Wunsch Vordrucke
der Eingangsvormerkscheine, die
für ihr Gebiet gültig und nicht
in den Anlagen zu diesem Ab-
kommen enthalten sind.
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KAPITEL IV

ANGABEN IN DEN EIN-
GANGSVORMERK-

SCHEINEN

Artikel 9

Die von den zugelassenen
Verbänden ausgegebenen Ein-
gangsvormerkscheine müssen
auf den Namen der Unterneh-
men lauten, die die Fahrzeuge
in ihrem Geschäftsbetrieb ver-
wenden und vorübergehend ein-
führen.

Artikel 10

1. Als Gewicht ist in den Ein-
gangsvormerkscheinen das Ei-
gengewicht der Fahrzeuge zu er-
klären. Es ist in Einheiten des
metrischen Systems anzugeben.
Sind die Zollpapiere nur für ein
Land gültig, so können die Zoll-
behörden dieses Landes die An-
wendung eines anderen Systems
vorschreiben.

2. Der Wert ist in den Ein-
gangsvormerkscheinen, die nur
für ein Land gültig sind, in der
Währung dieses Landes zu er-
klären. Der in einem Carnet de
passages en douane zu erklären-
de Wert ist in der Währung des
Landes anzugeben, in dem das
Carnet ausgegeben wird.

3. Gegenstände und Werk-
zeuge, die die gewöhnliche Aus-
rüstung der Fahrzeuge bilden,
brauchen in den Eingangsvor-
merkscheinen nicht gesondert
erklärt werden.

4. Auf Verlangen der Zollbe-
hörden müssen die Ersatzteile
(wie Räder, Reifen und Luft-
schläuche) und das Zubehör, das
nicht zur gewöhnlichen Aus-
rüstung des Fahrzeuges zu rech-
nen ist (wie Radioapparate und
Gepäcksträger), in den Eingangs-
vormerkscheinen mit den erfor-
derlichen Angaben, wie Gewicht
und Wert, erklärt werden; sie
müssen beim Ausgang aus dem
besuchten Land der Zollbehörde
gestellt werden.

5. Für Anhänger sind geson-
derte Zollpapiere erforderlich.
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Artikel 11

Die Angaben des ausstellen-
den Verbandes in den Eingangs-
vormerkscheinen dürfen nur mit
Zustimmung des ausstellenden
oder des haftenden Verbandes
geändert werden. Nach Abferti-
gung durch die Zollbehörden des
Einfuhrlandes dürfen Änderun-
gen in den Zollpapieren nur
noch mit Zustimmung dieser Be-
hörden vorgenommen werden.

KAPITEL V

BESTIMMUNGEN FÜR DIE
ABFERTIGUNG ZUR VOR-
ÜBERGEHENDEN EINFUHR

Artikel 12

Unbeschadet der Anwendung
autonomer Rechtsvorschriften,
nach denen die Zollbehörden
der Vertragsparteien verbieten
können, daß auf Eingangsvor-
merkscheinen abgefertigte Fahr-
zeuge von Personen geführt
werden, die sich schwerer Ver-
stöße gegen die Zoll- oder son-
stigen Abgabenvorschriften des
Einfuhrlandes schuldig gemacht
haben, dürfen auf Eingangsvor-
merkschein abgefertigte Fahr-
zeuge von Personen geführt
werden, die von den Inhabern
der Zollpapiere gehörig dazu er-
mächtigt worden sind. Die Zoll-
behörden der Vertragsparteien
sind berechtigt, den Nachweis
darüber zu verlangen, daß diese
Personen von den Inhabern der
Zollpapiere gehörig ermächtigt
worden sind; erscheint dieser
Nachweis nicht ausreichend, so
können die Zollbehörden die
Benutzung der Fahrzeuge unter
Verwendung dieser Zollpapiere
in ihrem Lande verweigern.

Artikel 13

1. Die in den Eingangsvor-
merkscheinen bezeichneten Fahr-
zeuge müssen innerhalb der
Gültigkeitsdauer der Zollpapiere
in unverändertem Zustand wie-
derausgeführt werden, wobei die
gewöhnliche Abnützung zu be-
rücksichtigen ist.
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2. Die Wiederausfuhr ist
durch die Ausgangsbescheini-
gung nachzuweisen, die die Zoll-
behörden des Landes, in das das
Fahrzeug vorübergehend einge-
führt worden ist, auf dem Ein-
gangsvormerkschein ordnungs-
gemäß angebracht haben.

3. Jede Vertragspartei ist be-
rechtigt, die Begünstigung der
vorübergehenden Einfuhr ohne
Entrichtung der Eingangsabga-
ben und frei von Einfuhrver-
boten und Einfuhrbeschränkun-
gen für solche Fahrzeuge zu ver-
sagen oder zu entziehen, die
innerhalb der Grenzen des Ein-
fuhrlandes Personen aufnehmen
oder Waren laden und diese
innerhalb derselben Grenzen
wieder absetzen oder ausladen,
selbst wenn dies nur gelegent-
lich geschieht.

4. Ein Mietfahrzeug, das nach
diesem Abkommen vorüber-
gehend eingeführt worden ist,
darf im Einfuhrland an keine
andere Person als den ursprüng-
lichen Mieter neu vermietet und
auch nicht untervermietet wer-
den; die Zollbehörden der Ver-
tragsparteien sind berechtigt zu
verlangen, daß ein solches Fahr-
zeug wiederausgeführt wird,
wenn die Beförderung beendet
ist, für die es vorübergehend
eingeführt worden ist.

Artikel 14

1. Ungeachtet der in Arti-
kel 13 festgelegten Verpflich-
tung zur Wiederausfuhr ist im
Falle eines gehörig nachgewie-
senen Unfalles die Wiederaus-
fuhr schwerbeschädigter Fahr-
zeuge nicht erforderlich, wenn
je nach Verlangen der Zollbe-
hörden

a) die auf die Fahrzeuge ent-
fallenden Eingangsabgaben
entrichtet werden oder

b) die Fahrzeuge kostenlos
dem Staat, in den sie vor-
übergehend eingeführt
worden sind, überlassen
werden oder

c) die Fahrzeuge unter amt-
licher Aufsicht auf Kosten
der Beteiligten vernichtet
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und die auf die geborge-
nen Teile und sonstigen
Materialien entfallenden
Eingangsabgaben entrich-
tet werden.

2. Kann ein vorübergehend
eingeführtes Fahrzeug wegen
einer Beschlagnahme, die nicht
von einer Privatperson veran-
laßt worden ist, nicht wiederaus-
geführt werden, so wird die im
Eingangsvormerkschein vorge-
sehene Frist für die Wiederaus-
fuhr für die Dauer der Be-
schlagnahme gehemmt.

3. Die Zollbehörden benach-
richtigen nach Möglichkeit den
haftenden Verband, wenn von
ihnen oder auf ihre Veranlas-
sung auf Eingangsvormerkschein
abgefertigte Fahrzeuge beschlag-
nahmt worden sind, für deren
Eingangsabgaben der betreffende
Verband haftet; sie teilen ihm
ferner die beabsichtigten Maß-
nahmen mit.

Artikel 15

Personen, denen die Begünsti-
gungen der vorübergehenden
Einfuhr zustehen, können die in
den Zollpapieren bezeichneten
Fahrzeuge innerhalb der Gültig-
keitsdauer dieser Zollpapiere
nach Bedarf beliebig oft ein-
führen; Voraussetzung dafür ist,
daß sie sich jeden Grenzübertritt
(Eingang und Ausgang) vom
Zollorgan bescheinigen lassen,
wenn die Zollbehörden dies ver-
langen. Es können jedoch auch
Eingangsvormerkscheine ausge-
geben werden, die nur für eine
einzige Reise gültig sind.

Artikel 16

Werden Eingangsvormerk-
scheine verwendet, die keine bei
jedem Grenzübertritt abtrenn-
baren Abschnitte aufweisen, so
haben die Bescheinigungen der
Zollorgane zwischen dem ersten
Eingang und dem endgültigen
Ausgang nur vorläufigen Cha-
rakter. Ist die letzte Bescheini-
gung eine vorläufige Ausgangs-
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bescheinigung, so wird diese den-
noch als Nachweis der Wieder-
ausfuhr des vorübergehend ein-
geführten Fahrzeuges oder der
vorübergehend eingeführten Er-
satzteile zugelassen.

Artikel 17

Werden Eingangsvormerk-
scheine verwendet, die für jeden
Grenzübertritt einen abtrenn-
baren Abschnitt aufweisen, so
stellt vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Artikels 18 jede
Eingangsbescheinigung die Ein-
gangsabfertigung durch die Zoll-
behörde und jede spätere Aus-
gangsbescheinigung die endgül-
tige Erledigung des Zollpapieres
dar.

Artikel 18

Haben die Zollbehörden eines
Landes einen Eingangsvormerk-
schein endgültig und vorbehalt-
los erledigt, so können sie vom
haftenden Verband die Entrich-
tung der Eingangsabgaben nicht
mehr verlangen, es sei denn, daß
die Erledigungsbescheinigung
mißbräuchlich oder betrügerisch
erwirkt worden ist.

Artikel 19

Bescheinigungen auf den Ein-
gangsvormerkscheinen, die nach
diesem Abkommen verwendet
werden, sind gebührenfrei,
wenn diese Bescheinigungen auf
dem Amtsplatz eines Zollamtes
während seiner Amtsstunden
ausgestellt werden.

KAPITEL VI

VERLÄNGERUNG DER
GÜLTIGKEITSDAUER UND
ERNEUERUNG DER EIN-
GANGSVORMERKSCHEINE

Artikel 20

Ist die Wiederausfuhr vor-
übergehend eingeführter Fahr-
zeuge innerhalb der festgesetz-
ten Frist nicht nachgewiesen
worden, so bleibt dieser Mangel
unbeachtet, wenn die Fahrzeuge
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innerhalb von vierzehn Tagen
nach Ablauf der Gültigkeits-
dauer der Zollpapiere den Zoll-
behörden zur Wiederausfuhr ge-
stellt werden und die Fristüber-
schreitung ausreichend begrün-
det wird.

Artikel 21

Jede Vertragspartei anerkennt
Verlängerungen der Gültigkeits-
dauer von Carnets de passages
en douane, die von anderen
Vertragsparteien nach dem in
der Anlage 4 zu diesem Abkom-
men festgelegten Verfahren ge-
währt worden sind, als gültig.

Artikel 22

1. Anträge auf Verlängerung
der Gültigkeitsdauer der Ein-
gangsvormerkscheine sind vor
Ablauf der Gültigkeitsdauer bei
den zuständigen Zollbehörden
zu stellen, wenn dies nicht in-
folge höherer Gewalt unmöglich
ist. Ist der Eingangsvormerk-
schein von einem zugelassenen
Verband ausgegeben worden, so
ist der Antrag auf Verlängerung
der Gültigkeitsdauer vom haf-
tenden Verband zu stellen.

2. Die Wiederausfuhrfrist für
vorübergehend eingeführte
Fahrzeuge oder Ersatzteile wird
verlängert, wenn die Beteiligten
den Zollbehörden ausreichend
nachweisen können, daß sie
durch höhere Gewalt an der
rechtzeitigen Wiederausfuhr der
Fahrzeuge oder Ersatzteile ver-
hindert sind.

Artikel 23

Jede Vertragspartei bewilligt
unter den von ihr als notwendig
erachteten Kontrollmaßnahmen
die Erneuerung von Eingangs-
vormerkscheinen, die von den
zugelassenen Verbänden ausge-
stellt worden sind und vorüber-
gehend in ihr Gebiet eingeführ-
te Fahrzeuge oder Ersatzteile
betreffen; dies gilt nicht, wenn
die Voraussetzungen für die
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vorübergehende Einfuhr nicht
mehr gegeben sind. Die Anträge
auf Erneuerung sind vom haf-
tenden Verband zu stellen.

KAPITEL VII

BEREINIGUNG VON EIN-
GANGSVORMERK-

SCHEINEN

Artikel 24
1. Sind Eingangsvormerk-

scheine nicht ordnungsgemäß er-
ledigt worden, so anerkennen
die Zollbehörden des Einfuhr-
landes (vor oder nach Ablauf
der Gültigkeitsdauer der Zoll-
papiere) als Nachweis der Wie-
derausfuhr des Fahrzeuges oder
der Ersatzteile eine Bescheini-
gung nach dem Vordruck der
Anlage 5 zu diesem Abkommen,
die . von einer amtlichen Stelle
(Konsul, Zollstelle, Polizei, Bür-
germeister, Gerichtsbeamter
u. dgl.) ausgestellt und in der
bescheinigt ist, daß das betref-
fende Fahrzeug oder die betref-
fenden Ersatzteile dieser Stelle
vorgeführt worden sind und
sich außerhalb des Einfuhrlandes
befinden. Diese Zollbehörden
können auch einen anderen
schriftlichen Nachweis, daß sich
das Fahrzeug oder die Ersatz-
teile außerhalb des Einfuhrlan-
des befinden, anerkennen. 1st
der Eingangsvormerkschein kein
Carnet de passages en douane
und ist er noch nicht abgelaufen,
so können diese Zollbehörden
seine Aushändigung verlangen
bevor bescheinigt wird, daß das
Fahrzeug sich außerhalb des Ein-
fuhrlandes befindet. Bei Carnets
sind die Bescheinigungen, die
von den Zollbehörden der spä-
ter besuchten Länder angebracht
worden sind, für den Nachweis
der Wiederausfuhr der Fahr-
zeuge oder Ersatzteile zu be-
rücksichtigen.

2. Bei Vernichtung, Verlust
oder Diebstahl von Eingangs-
vormerkscheinen, die nicht ord-
nungsgemäß erledigt worden
sind, sich aber auf wiederausge-
führte Fahrzeuge oder Ersatz-
teile beziehen, anerkennen die
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Zollbehörden des Einfuhrlandes
als Nachweis der Wiederausfuhr
eine Bescheinigung nach dem
Vordruck der Anlage 5 zu die-
sem Abkommen, die von einer
amtlichen Stelle (Konsul, Zoll-
stelle, Polizei, Bürgermeister,
Gerichtsbeamter u. dgl.) ausge-
stellt und in der bescheinigt ist,
daß das betreffende Fahrzeug
oder die betreffenden Ersatzteile
dieser Stelle vorgeführt worden
sind und daß sie sich nach Ab-
lauf der Gültigkeitsdauer der
Zollpapiere außerhalb des Ein-
fuhrlandes befinden. Sie können
auch einen anderen schriftlichen
Nachweis, daß sich das Fahr-
zeug oder die Ersatzteile außer-
halb des Einfuhrlandes befinden,
anerkennen.

3. Ist ein Carnet de passages
en douane über ein Fahrzeug
oder Ersatzteile, die sich im Ge-
biete einer Vertragspartei befin-
den, vernichtet, verloren oder
gestohlen worden, so nehmen
die Zollbehörden dieser Ver-
tragspartei auf Antrag des be-
treffenden Verbandes ein Ersatz-
papier an, dessen Gültigkeit mit
dem Tage des Ablaufes der Gül-
tigkeitsdauer des ersetzten Car-
net abläuft. Die Annahme dieses
Zollpapieres macht das ver-
nichtete, verlorengegangene oder
gestohlene Carnet ungültig.
Wird für die Wiederausfuhr des
Fahrzeuges oder der Ersatzteile
an Stelle des Ersatzpapiers eine
Ausfuhrbewilligung oder ein
ähnliches Papier ausgestellt, so
gilt die Ausgangsbescheinigung
auf dieser Bewilligung oder auf
diesem Papier als genügender
Nachweis der Wiederausfuhr.

4. Wird ein Fahrzeug nach
der Wiederausfuhr aus dem Ein-
fuhrland gestohlen und ist we-
der die Wiederausfuhr ord-
nungsgemäß auf dem Eingangs-
vormerkschein bescheinigt noch
eine Eingangsbescheinigung von
den Zollbehörden eines später
besuchten Landes auf dem Zoll-
papier eingetragen worden, so
kann das Zollpapier trotzdem
bereinigt werden, wenn der haf-
tende Verband das Zollpapier
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vorlegt und über den Diebstahl
einen als ausreichend erachteten
Nachweis erbringt. Ist der Ein-
gangsvormerkschein noch nicht
abgelaufen, so können die Zoll-
behörden seine Hinterlegung
verlangen.

Artikel 25

In den Fällen des Artikels 24
sind die Zollbehörden berechtigt,
für die Bereinigung eine Gebühr
zu erheben.

Artikel 26

Die Zollbehörden sind nicht
berechtigt, vom haftenden Ver-
band die Eingangsabgaben für
vorübergehend eingeführte
Fahrzeuge oder Ersatzteile zu
verlangen, wenn die Nichterledi-
gung der Eingangsvormerk-
scheine diesem Verband nicht
innerhalb eines Jahres vom Tage
des Ablaufes der Gültigkeits-
dauer dieser Zollpapiere an mit-
geteilt worden ist,

Artikel 27

1. Die haftenden Verbände
können innerhalb eines Jahres
vom Tage der Mitteilung über
die Nichterledigung der Ein-
gangsvormerkscheine an nach-
weisen, daß die betreffenden
Fahrzeuge oder Ersatzteile nach
den Bestimmungen dieses Ab-
kommens wiederausgeführt
worden sind.

2. Wird dieser Nachweis
innerhalb der vorgesehenen Frist
nicht erbracht, so hat der haf-
tende Verband die zu entrich-
tenden Eingangsabgaben sofort
zu hinterlegen oder vorläufig zu
entrichten. Die hinterlegten
oder vorläufig entrichteten Ab-
gaben werden nach Ablauf eines
Jahres vom Tage der Hinter-
legung oder der vorläufigen
Entrichtung an endgültig ver-
einnahmt. Während dieses Zeit-
raumes kann der haftende Ver-
band nach den Bestimmungen
des Absatzes 1 die Rückzahlung
der hinterlegten oder entrichte-
ten Beträge erwirken.
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3. In Ländern, deren Vor-
schriften die Hinterlegung oder
vorläufige Entrichtung der Ein-
gangsabgaben nicht vorsehen,
gelten die nach Absatz 2 ent-
richteten Beträge als endgültig
vereinnahmt; die entrichteten
Beträge können jedoch zurück-
gezahlt werden, wenn die in die-
sem Artikel festgelegten Bedin-
gungen erfüllt sind.

4. Wird ein Eingangsvor-
merkschein nicht erledigt, so
darf der vom haftenden Ver-
band verlangte Betrag nicht
höher sein als die Summe der
für die nicht wiederausgeführ-
ten Fahrzeuge oder Ersatzteile
zu entrichtenden Eingangsab-
gaben zuzüglich etwaiger Zinsen.

Artikel 28

Das Recht der Vertragspar-
teien, im Falle des Schmuggels,
einer anderen Zuwiderhandlung
oder eines Mißbrauches gegen
die Inhaber oder Benutzer der
Eingangsvormerkscheine die er-
forderlichen Maßnahmen zur
Einbringung der Eingangsabga-
ben und auch zur Verhängung
von Strafen zu treffen, die diese
Personen verwirkt haben, wird
durch dieses Abkommen nicht
berührt. In diesen Fällen ge-
währen die haftenden Verbände
den Zollbehörden ihre Unter-
stützung.

KAPITEL VIII

VERSCHIEDENE BESTIM-
MUNGEN.

Artikel 29

Die Vertragsparteien werden
sich bemühen, keine Zollforma-
litäten einzuführen, die die Ent-
wicklung des gewerblichen inter-
nationalen Straßenverkehrs be-
hindern könnten.

Artikel 30

Um das Zollverfahren zu be-
schleunigen, werden sich benach-
barte Vertragsparteien bemühen,
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ihre Zollämter zusammenzule-
gen und deren Amtsstunden an-
zugleichen.

Artikel 31

Jede Verletzung dieses Ab-
kommens, jede Unterschiebung,
falsche Erklärung oder Hand-
lung, die bewirkt, daß eine Per-
son oder ein Gegenstand einen
ungerechtfertigten Vorteil aus
der Einfuhrregelung dieses Ab-
kommens erlangt, macht den
Schuldigen nach den Rechtsvor-
schriften des Landes, in dem die
Zuwiderhandlung begangen
worden ist, strafbar.

Artikel 32

Die Bestimmungen dieses Ab-
kommens schließen nicht aus,
daß Vertragsparteien, die eine
Zoll- oder Wirtschaftsunion bil-
den, besondere Vorschriften für
Unternehmen erlassen, die von
den zu dieser Union gehörenden
Ländern ihre Geschäftstätig-
keit ausüben.

KAPITEL IX

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 33

1. Die Mitgliedsländer der
Wirtschaftskommission für Eu-
ropa sowie die nach Absatz 8 des
der Kommission erteilten Auf-
trages in beratender Eigenschaft
zu der Kommission zugelassenen
Länder können Vertragspar-
teien dieses Abkommens wer-
den:

a) durch Unterzeichnung;
b) durch Ratifikation, nach-

dem sie das Abkommen
unter Vorbehalt der Rati-
fikation unterzeichnet
haben;

c) durch Beitritt.

2. Die Länder, die nach Ab-
satz 11 des der Wirtschaftskom-
mission für Europa erteilten
Auftrages berechtigt sind, an
gewissen Arbeiten der Kommis-
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sion teilzunehmen, können durch
Beitritt Vertragsparteien des
Abkommens nach seinem In-
krafttreten werden.

3. Das Abkommen liegt bis
einschließlich 31. August 1956
zur Unterzeichnung auf. Nach
diesem Tage steht es zum Bei-
tritt offen.

4. Die Ratifikation oder der
Beitritt erfolgt durch Hinter-
legung einer Urkunde beim Ge-
neralsekretär der Vereinten Na-
tionen.

Artikel 34

1. Dieses Abkommen tritt am
neunzigsten Tage in Kraft,
nachdem fünf der in Artikel 33
Absatz 1 bezeichneten Länder
es ohne Vorbehalt der Ratifika-
tion unterzeichnet oder ihre Ra-
tifikations- oder Beitrittsurkunde
hinterlegt haben.

2. Für jedes Land, das dieses
Abkommen ratifiziert oder ihm
beitritt, nachdem fünf Länder
es ohne Vorbehalt der Ratifika-
tion unterzeichnet oder ihre Ra-
tifikations- oder Beitrittsurkunde
hinterlegt haben, tritt das Ab-
kommen am neunzigsten Tage
nach Hinterlegung seiner Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
in Kraft.

Artikel 35

1. Jede Vertragspartei kann
dieses Abkommen durch Notifi-
zierung an den Generalsekretär
der Vereinten Nationen kün-
digen.

2. Die Kündigung wird
15 Monate nach Eingang der
Notifizierung beim General-
sekretär wirksam.

3. Die Gültigkeitsdauer der
Eingangsvormerkscheine, die vor
dem Tage, an dem die Kündi-
gung wirksam wird, ausgegeben
worden sind, wird durch die
Kündigung nicht berührt; eben-
so bleibt die Haftung der Ver-
bände bestehen. Die nach Ar-
tikel 21 gewährten Verlänge-
rungen bleiben ebenfalls gültig.
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Artikel 36

Dieses Abkommen tritt außer
Kraft, wenn zu irgendeinem
Zeitpunkt nach seinem Inkraft-
treten die Zahl der Vertrags-
parteien während zwölf auf-
einanderfolgender Monate we-
niger als fünf beträgt.

Artikel 37

1. Jedes Land kann, wenn es
dieses Abkommen ohne Vor-
behalt der Ratifikation unter-
zeichnet oder bei Hinterlegung
seiner Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde oder zu jedem
späteren Zeitpunkt durch Noti-
fizierung dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen er-
klären, daß dieses Abkommen
für alle oder für einzelne der
Gebiete gilt, deren internatio-
nale Beziehungen es wahrnimmt.
Das Abkommen wird für das
Gebiet oder die Gebiete, die in
der Notifizierung genannt sind,
am neunzigsten Tage nach Ein-
gang der Notifizierung beim Ge-
neralsekretär oder, falls das Ab-
kommen dann noch nicht in
Kraft getreten ist, mit seinem
Inkrafttreten wirksam.

2. Jedes Land, das dieses Ab-
kommen durch eine Erklärung
nach Absatz 1 auf ein Gebiet
ausgedehnt hat, dessen inter-
nationale Beziehungen es wahr-
nimmt, kann das Abkommen
auch für dieses Gebiet allein ge-
mäß Artikel 35 kündigen.

Artikel 38

1. Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen zwei oder mehre-
ren Vertragsparteien über die
Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens wird, soweit
möglich, durch Verhandlungen
zwischen den beteiligten Par-
teien beigelegt.

2. Jede Meinungsverschieden-
heit, die nicht durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,
wird einem Schiedsspruch unter-
worfen, wenn eine der am
Streitfall beteiligten Vertrags-
parteien es verlangt; sie wird
deshalb einem Schiedsrichter
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oder mehreren Schiedsrichtern,
die durch Übereinkommen zwi-
schen den am Streitfall beteilig-
ten Parteien zu wählen sind, zur
Entscheidung übertragen. Kön-
nen sich die am Streitfall betei-
ligten Parteien binnen drei Mo-
naten nach dem Antrag auf
schiedsgerichtliche Entscheidung
über die Wahl eines Schiedsrich-
ters oder der Schiedsrichter nicht
einigen, so kann jede dieser Par-
teien den Generalsekretär der
Vereinten Nationen ersuchen,
einen einzigen Schiedsrichter zu
ernennen, dem der Streitfall zur
Entscheidung übertragen wird.

3, Die Entscheidung des oder
der nach Absatz 2 ernannten
Schiedsrichter ist für die betei-
ligten Vertragsparteien bindend.

Artikel 39

1. Jede Vertragspartei kann
bei Unterzeichnung, bei Ratifi-
kation oder beim Beitritt zu
diesem Abkommen erklären,
daß sie sich durch Artikel 38
nicht als gebunden betrachtet.
Die anderen Vertragsparteien
sind gegenüber jeder Vertrags-
partei, die einen solchen Vor-
behalt gemacht hat, durch Ar-
tikel 38 nicht gebunden.

2. Jede Vertragspartei, die
einen Vorbehalt nach Absatz 1
gemacht hat, kann diesen Vor-
behalt jederzeit durch Notifizie-
rung an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen zurück-
ziehen.

3. Andere Vorbehalte zu die-
sem Abkommen sind nicht zu-
lässig.

Artikel 40

1. Sobald dieses Abkommen
drei Jahre in Kraft ist, kann
jede Vertragspartei durch Noti-
fizierung an den Generalsekretär
der Vereinten Nationen die Ein-
berufung einer Konferenz zur
Revision des Abkommens ver-
langen. Der Generalsekretär peilt
dieses Verlangen align Vertrags-
parteien mit und beruft eine
Revisionskonferenz ein, wenn
binnen vier Monaten nach seiner
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Mitteilung mindestens ein Drit-
tel der Vertragsparteien ihm die
Zustimmung zu dem Verlangen
notifiziert.

2. Wird eine Konferenz nach
Absatz 1 einberufen, so teilt der
Generalsekretär dies allen Ver-
tragsparteien mit und lädt sie
ein, binnen drei Monaten die
Vorschläge einzureichen, die
nach ihrem Wunsch von der
Konferenz behandelt werden
sollen. Der Generalsekretär teilt
allen Vertragsparteien die vor-
läufige Tagesordnung der Kon-
ferenz sowie den Wortlaut die-
ser Vorschläge spätestens drei
Monate vor Beginn der Kon-
ferenz mit.

3. Der Generalsekretär lädt zu
jeder nach diesem Artikel ein-
berufenen Konferenz alle in Ar-
tikel 33 Absatz 1 bezeichneten
Länder sowie die Länder ein,
die auf Grund des Artikels 33
Absatz 2 Vertragsparteien ge-
worden sind.

Artikel 41

1. Jede Vertragspartei kann
eine oder mehrere Änderungen
dieses Abkommens vorschlagen.
Der Wortlaut jedes Änderungs-
vorschlages wird dem General-
sekretär der Vereinten Nationen
übermittelt, der ihn an alle Ver-
tragsparteien weiterleitet und
auch die anderen in Artikel 33
Absatz 1 bezeichneten Länder
unterrichtet.

2. Jeder nach Absatz 1 über-
mittelte Änderungsvorschlag gilt
als angenommen, wenn keine
Vertragspartei binnen sechs Mo-
naten nach Übermittlung des
Änderungsvorschlages durch den
Generalsekretär Einwendungen
erhebt.

3. Der Generalsekretär noti-
fiziert sobald wie möglich allen
Vertragsparteien, ob gegen den
Änderungsvorschlag eine Ein-
wendung erhoben worden ist.
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Ist gegen den Änderungsvor-
schlag eine Einwendung erhoben
worden, so gilt die Änderung
als nicht angenommen und
bleibt ohne jede Wirkung. Wird
keine Einwendung erhoben, so
tritt die Änderung drei Monate
nach Ablauf der in Absatz 2
festgelegten Frist von sechs Mo-
naten für aller Vertragsparteien
in Kraft.

4. Unabhängig von dem in
den Absätzen 1, 2 und 3 vor-
gesehenen Änderungsverfahren
können die Anlagen zu diesem
Abkommen durch Vereinbarung
zwischen den zuständigen Ver-
waltungen aller Vertragsparteien
geändert werden. Der General-
sekretär setzt den Tag des In-
krafttretens des neuen Wortlau-
tes fest, der sich aus derartigen
Änderungen ergibt.

Artikel 42

Außer den in den Artikeln 40
und 41 vorgesehenen Mitteilun-
gen notifiziert der Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen den
in Artikel 33 Absatz 1 bezeich-
neten Ländern sowie den Län-
dern, die auf Grund des Ar-
tikels 33 Absatz 2 Vertragspar-
teien geworden sind:

a) die Unterzeichnungen, Ra-
tifikationen und Beitritte
nach Artikel 33;

b) die Zeitpunkte, zu denen
dieses Abkommen nach
Artikel 34 in Kraft tritt;

c) die Kündigungen nach Ar-
tikel 35;

d) das Außerkrafttreten die-
ses Abkommens nach Ar-
tikel 36;

e) den Eingang der Notifi-
zierungen nach Artikel 37;

f) den Eingang der Erklärun-
gen und Notifizierungen
nach Artikel 39 Absätze 1
und 2;

g) das Inkrafttreten jeder
Änderung nach Artikel 41.



348 8. Stück — Ausgegeben am 15. Feber 1958 — Nr. 20

Artikel 43

Sobald ein Land, das Ver-
tragspartei des am 16. Juni 1949
in Genf abgeschlossenen Ab-
kommens über die vorläufige
Anwendung der Entwürfe von
Internationalen Zollabkommen
über den Reiseverkehr, die
Straßenfahrzeuge von Beförde-
rungsunternehmen und den in-
ternationalen Warentransport
auf der Straße ist, Vertrags-
partei des vorliegenden Abkom-
mens wird, trifft es die in Ar-
tikel IV des genannten Abkom-
mens vorgesehenen Maßnahmen,
um das Abkommen insoweit zu
kündigen, als es den Entwurf
einer internationalen Zollkon-
vention für Straßenfahrzeuge
von Beförderungsunternehmen
betrifft.

Artikel 44

Das Unterzeichnungsproto-
koll dieses Abkommens gilt als
dessen integrierender Bestand-
teil und hat die gleiche Rechts-
wirksamkeit und Geltungsdauer
wie das Abkommen selbst.

Artikel 45

Nach dem 31. August 1956
wird die Urschrift dieses Ab-
kommens beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
legt, der allen in Artikel 33 Ab-
sätze 1 und 2 bezeichneten Län-
dern beglaubigte Abschriften
übersendet.

ZU URKUND DESSEN
haben die dazu gehörig Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am
achtzehnten Mai neunzehnhun-
dertsechsundfünfzig, in einer
einzigen Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei jeder Text in gleicher
Weise authentisch ist.
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ANLAGE 1
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ANLAGE 2
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ANLAGE 3
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UNTERZEICHNUNGS-
PROTOKOLL

Bei Unterzeichnung des Ab-
kommens, das das Datum des
heutigen Tages trägt, geben die
gehörig Bevollmächtigten fol-
gende Erklärungen ab:

1. Dieses Abkommen legt
Mindesterleichterungen fest. Die
Vertragsparteien beabsichtigen
nicht, weitergehende Erleichte-
rungen zu beschränken, die
einige von ihnen im internatio-
nalen Straßenverkehr gegenwär-
tig oder künftig gewähren.

2. Dieses Abkommen steht
der Anwendung anderer auto-
nomer oder vertraglicher Vor-
schriften über den Straßenver-
kehr nicht entgegen.

3. Die Vertragsparteien be-
halten sich das Recht vor, die
gleichen Vorteile auch für Fahr-
zeuge zu gewähren, die von
Unternehmen eingeführt wer-
den, die ihre Geschäftstätigkeit
von Gebieten von Nichtver-
tragsparteien ausüben.

4. Die Vertragsparteien an-
erkennen, daß es für die zu-
friedenstellende Anwendung
dieses Abkommens erforderlich
ist, den zugelassenen Verbänden
Erleichterungen zu gewähren

a) für die Überweisung der
erforderlichen Zahlungs-
mittel zur Entrichtung der
Eingangsabgaben, die von
den Zollbehörden einer
Vertragspartei wegen
Nichterledigung der in
diesem Abkommen vor-
gesehenen Eingangsvor-
merkscheine gefordert
werden;

b) für die Überweisung von
Zahlungsmitteln, wenn
Eingangsabgaben nach Ar-
tikel 27 dieses Abkom-
mens zurückzuzahlen sind;

c) für die Überweisung von
Zahlungsmitteln zur Be-
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Zahlung von Vordrucken
der Eingangsvormerk-
scheine oder der interna-
tionalen Zulassungspapiere,
die den zugelassenen Ver-
bänden von den mit ihnen
in Verbindung stehenden
Verbänden oder Vereini-
gungen zugesandt werden.

ZU URKUND DESSEN
haben die dazu gehörig Bevoll-
mächtigten dieses Protokoll
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am
achtzehnten Mai neunzehnhun-
dertsechsundfünfzig, in einer
einzigen Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei jeder Text in glei-
cher Weise authentisch ist.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.



402 8. Stück — Ausgegeben am 15. Feber 1958 — Nr. 20

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 30. September 1957.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:

Waldbrunner

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Die österreichische Ratifikationsurkunde zum Zollabkommen über die vorübergehende Ein-
fuhr gewerblicher, Straßenfahrzeuge wurde am 13. November 1957 beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Abkommens wird gesondert verlautbart
werden.

Raab
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21.

Nachdem das am 18. Mai 1956 in Genf unterzeichnete Zollabkommen über die vorübergehende
Einfuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen Gebrauch, welches also lautet:

(Übersetzung.)

ZOLLABKOMMEN ÜBER
DIE VORÜBERGEHENDE
EINFUHR VON WASSER-

FAHRZEUGEN UND
LUFTFAHRZEUGEN ZUM

EIGENEN GEBRAUCH

Präambel
DIE VERTRAGSPARTEIEN,

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG des am 16. Juni 1949 in
Genf abgeschlossenen Abkom-
mens über die vorläufige An-
wendung der Entwürfe von In-
ternationalen Zollabkommen
über den Reiseverkehr, die
Straßenfahrzeuge von Beförde-
rungsunternehmen und den
internationalen Warentransport
auf der Straße und insbesondere
des Artikels V des Abkommens,
wonach beim Abschluß welt-
weiter Abkommen über die Ge-
genstände der durch das Abkom-
men vorläufig in Kraft gesetz-
ten Abkommensentwürfe „mit
dem Tage ihres Inkrafttretens
von einer am Abkommen teil-
nehmenden Regierung, die Ver-
tragspartei des einen oder des
anderen Abkommens geworden
ist, angenommen wird, daß sie
dieses Abkommen hinsichtlich
der Abkommensentwürfe ge-
kündigt hat, die dem Abkom-
men entsprechen, deren Ver-
tragspartei sie geworden ist";

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG des Abkommens über
Zollerleichterungen im Reise-
verkehr und des Zollabkom-
mens über die vorübergehende
Einfuhr privater Straßenfahr-
zeuge, die beide am 4. Juni 1954
in New York abgeschlossen
worden sind;

IN DER ERWÄGUNG, daß
im Gegensatz zu dem durch das
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Abkommen vom 16. Juni 1949
vorläufig in Kraft gesetzten Ent-
wurf eines internationalen Zoll-
abkommens über den Reisever-
kehr die genannten Abkommen
keine Bestimmung über die vor-
übergehende abgabenfreie Ein-
fuhr von Wasserfahrzeugen und
Luftfahrzeugen mit Ausnahme
von im Gebrauch befindlichen
Kajaks und Kanus unter 5 1/2 m
Länge enthalten;

IN DEM WUNSCHE, die
Entwicklung des internationalen
Reiseverkehrs mit Wasserfahr-
zeugen und Luftfahrzeugen zu
erleichtern;

SIND wie folgt ÜBEREIN-
GEKOMMEN:

KAPITEL I

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens
bedeutet der Begriff

a) „Eingangsabgaben" nicht
nur die Zölle, sondern auch
alle anderen aus Anlaß
der Einfuhr zu erheben-
den Abgaben;

b) „Wasserfahrzeuge" alle
Wasserfahrzeuge mit oder
ohne Motor zu Sport-
oder Vergnügungszwecken
mit ihren Ersatzteilen,
ihrem gewöhnlichen Zu-
behör und ihrer ge-
wöhnlichen Ausrüstung,
die mit dem Wasserfahr-
zeug eingeführt werden;

c) „Luftfahrzeuge" alle Luft-
fahrzeuge mit oder ohne
Motor mit ihren Ersatz-
teilen, ihrem gewöhnlichen
Zubehör und ihrer ge-
wöhnlichen Ausrüstung,
die mit dem Luftfahrzeug
eingeführt werden;

d) „Eigener Gebrauch" die
Benützung eines Wasser-
fahrzeuges oder Luftfahr-
zeuges durch den Eigen-
tümer oder durch die Per-
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son, die als Mieter oder
aus anderen Gründen den
Besitz an ihnen oder die
Verfügungsgewalt über sie
haben, zu anderen als ge-
werblichen Zwecken, ins-
besondere zu anderen
Zwecken als zur Beförde-
rung von Personen gegen
Entgelt, Entlohnung oder
andere materielle Vorteile
und zu anderen Zwecken
als zur gewerblichen oder
kommerziellen Beförde-
rung von Waren gegen
oder ohne Entgelt;

e) „Eingangsvormerkschein"
das Zollpapier, durch das
die Nämlichkeit des Was-
serfahrzeuges oder Luft-
fahrzeuges gesichert wer-
den kann und aus dem er-
sichtlich ist, daß die Ein-
gangsabgaben durch Bürg-
schaft oder Barerlag sicher-
gestellt sind;

f) „Personen" sowohl natür-
liche als auch juristische
Personen, soweit sich aus
dem Zusammenhang nichts
anderes ergibt.

KAPITEL II

VORÜBERGEHENDE EIN-
FUHR OHNE ENTRICH-
TUNG DER EINGANGSAB-
GABEN UND FREI VON
EINFUHRVERBOTEN UND
EINFUHRBESCHRÄNKUN-

GEN

Artikel 2

1. Unter dem Vorbehalt der
Wiederausfuhr und unter den
anderen in diesem Abkommen
vorgesehenen Bedingungen läßt
jede Vertragspartei diejenigen
Wasserfahrzeuge und Luftfahr-
zeuge ohne Entrichtung der Ein-
gangsabgaben und ohne Anwen-
dung von Einfuhrverboten Und
Einfuhrbeschränkungen vor-
übergehend zur Einfuhr zu, de-
ren Eigentümer ihren gewöhn-
lichen Wohnsitz außerhalb ihres
Gebietes haben; Voraussetzung
dafür ist, daß die Wasserfahr-
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zeuge oder Luftfahrzeuge von
den Eigentümern selbst oder von
anderen Personen, die ihren ge-
wöhnlichen Wohnsitz außerhalb
ihres Gebietes haben, bei einem
vorübergehenden Aufenthalt zu
ihrem eigenen Gebrauch einge-
führt und benützt werden.

2. Für diese Wasserfahrzeuge
und Luftfahrzeuge muß ein Ein-
gangsvormerkschein vorliegen,
durch den die Entrichtung der
Eingangsabgaben und erforder-
lichenfalls auch der verwirkten
Zollstrafen gesichert wird, wo-
bei die besonderen Bestimmun-
gen des Artikels 27 Absatz 4 zu
beachten sind.

Artikel 3

Der Treibstoff, der sich in den
Kraftstoffbehältern der vorüber-
gehend eingeführten Wasserfahr-
zeuge oder Luftfahrzeuge be-
findet, wird frei von Eingangs-
abgaben und frei von Einfuhr-
verboten und Einfuhrbeschrän-
kungen zugelassen; Voraus-
setzung dafür ist, daß die Kraft-
stoffbehälter von normaler
Größe sind, sich an den üblichen
Stellen befinden, mit dem Motor
verbunden sind und daß der
Treibstoff in diesen Behältern
ausschließlich zum Verbrauch
durch das Wasserfahrzeug oder
Luftfahrzeug bestimmt ist.

Artikel 4

1. Ersatzteile, die zur Instand-
setzung eines bestimmten, be-
reits vorübergehend eingeführ-
ten Wasserfahrzeuges oder Luft-
fahrzeuges dienen sollen, wer-
den frei von Eingangsabgaben
und frei von Einfuhrverboten
und Einfuhrbeschränkungen zur
vorübergehenden Einfuhr zuge-
lassen. Die Vertragsparteien
können für diese Teile die Ab-
fertigung auf Eingangsvormerk-
schein vorsehen.

2. Für die ersetzten, nicht
wiederausgeführten Teile sind
die Eingangsabgaben zu entrich-
ten, wenn sie nicht nach den
Vorschriften des betreffenden
Landes kostenlos dem Staat
überlassen oder unter amtlicher
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Aufsicht auf Kosten der Betei-
ligten vernichtet werden.

Artikel 5

Vordrucke für Eingangsvor-
merkscheine werden frei von
Eingangsabgaben und frei von
Einfuhrverboten und Einfuhr-
beschränkungen zugelassen,
wenn sie den zur Ausgabe die-
ser Papiere zugelassenen Ver-
bänden von den mit ihnen in
Verbindung stehenden ausländi-
schen Verbänden, von interna-
tionalen Organisationen oder
von den Zollbehörden der Ver-
tragsparteien zugesandt werden.

KAPITEL III

AUSGABE DER EINGANGS-
VORMERKSCHEINE

Artikel 6

1. Jede Vertragspartei kann,
vorbehaltlich der von ihr gefor-
derten Sicherstellungen und
festgesetzten Bedingungen, Ver-
bänden, insbesondere solchen,
die einer internationalen Orga-
nisation angehören, die Bewilli-
gung erteilen, selbst oder durch
die mit ihnen in Verbindung
stehenden Verbände die in die-
sem Abkommen vorgesehenen
Eingangsvormerkscheine auszu-
geben.

2. Die Eingangsvormerk-
scheine können entweder für ein
einziges Land oder Zollgebiet
oder auch für mehrere Länder
oder Zollgebiete gültig sein.

3. Die Gültigkeitsdauer dieser
Zollpapiere darf ein Jahr vom
Tage der Ausgabe an nicht über-
schreiten.

Artikel 7

1. Die für die Gebiete aller
oder mehrerer Vertragsparteien
gültigen Eingangsvormerk-
scheine werden als „Carnets de
passages en douane" bezeichnet;
sie müssen für Wasserfahrzeuge
dem Vordruck der Anlage 2 und
für Luftfahrzeuge dem Vor-
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druck der Anlage 1 zu diesem
Abkommen entsprechen.

2. Wenn ein Carnet de passa-
ges en douane für ein Gebiet
oder mehrere Gebiete nicht gül-
tig ist, so muß der ausstellende
Verband dies auf dem Um-
schlagblatt und auf den Ein-
gangsabschnitten des Carnet
vermerken.

3. Eingangsvormerkscheine für
Wasserfahrzeuge, die nur für das
Gebiet einer einzigen Vertrags-
partei gültig sind, können dem
Vordruck der Anlage 3 zu die-
sem Abkommen entsprechen.
Die Vertragsparteien können
aber auch andere Zollpapiere
entsprechend ihren Rechts- oder
sonstigen Vorschriften verwen-
den.

4. Die Gültigkeitsdauer der
Eingangsvormerkscheine, die
nicht nach Artikel 6 von den
zugelassenen Verbänden ausge-
geben werden, kann von jeder
Vertragspartei nach ihren
Redits- oder sonstigen Vor-
schriften festgesetzt werden.

5. Jede Vertragspartei über-
sendet den anderen Vertrags-
parteien auf Wunsch Vordrucke
der Eingangsvormerkscheine) die
für ihr Gebiet gültig und nicht
in den Anlagen zu diesem Ab-
kommen enthalten sind.

KAPITEL IV

ANGABEN IN DEN EIN-
GANGSVORMERK-

SCHEINEN

Artikel 8

Die von den zugelassenen
Verbänden ausgegebenen Ein-
gangsvormerkscheine müssen auf
den Namen der Personen lauten,
die Eigentümer oder Besitzer
der vorübergehend eingeführten
Wasserfahrzeuge oder Luftfahr-
zeuge sind oder denen das Ver-
fügungsrecht über diese Fahr-
zeuge zusteht. Werden derartige
Zollpapiere für gemietete Was-
serfahrzeuge oder Luftfahrzeuge
auf den Namen des Vermieters
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ausgestellt, so müssen auf Ver-
langen der Zollbehörden des Ein-
fuhrlandes alle bei Reisen des
Mieters benützten Stamm- und
Trennabschnitte mit dem Ver-
merk „Vermietet an . . . . "
und dahinter mit dem Namen
und der Anschrift des gewöhn-
lichen Wohnsitzes des Mieters
im Ausland versehen werden.

Artikel 9

1. Als Gewicht ist in den Ein-
gangsvormerkscheinen das Eigen-
gewicht der Wasserfahrzeuge
oder Luftfahrzeuge zu erklären.
Es ist in Einheiten des metri-
schen Systems anzugeben. Sind
die Zollpapiere nur für ein Land
gültig, so können die Zollbehör-
den dieses Landes die Anwen-
dung eines anderen Systems vor-
schreiben.

2. Der Wert ist in den Ein-
gangsvormerkscheinen, die nur
für ein Land gültig sind, in der
Währung dieses Landes zu er-
klären. Der in einem Carnet de
passages en douane zu erklä-
rende Wert ist in der Währung
des Landes anzugeben, in dem
das Carnet ausgegeben wird.

3. Gegenstände und Werk-
zeuge, die die gewöhnliche Aus-
rüstung der Wasserfahrzeuge
oder Luftfahrzeuge bilden,
brauchen in den Eingangsvor-
merkscheinen nicht gesondert er-
klärt werden.

4. Auf Verlangen der Zollbe-
hörden müssen die Ersatzteile
und das Zubehör, die nicht zur
gewöhnlichen Ausrüstung des
Wasserfahrzeuges oder Luft-
fahrzeuges zu rechnen sind, in
den Eingangsvormerkscheinen
mit den erforderlichen Angaben,
wie Gewicht und Wert, erklärt
werden; sie müssen beim Aus-
gang aus dem besuchten Land
der Zollbehörde gestellt werden.

Artikel 10

Die Angaben des ausstellen-
den Verbandes in den Eingangs-
vormerkscheinen dürfen nur mit
Zustimmung des ausstellenden
oder des haftenden Verbandes
geändert werden. Nach Abferti-



410 8. Stück — Ausgegeben am 15. Feber 1958 — Nr. 21

gung durch die Zollbehörden
des Einfuhrlandes dürfen Ände-
rungen in den Zollpapieren nur
noch mit Zustimmung dieser
Behörden vorgenommen wer-
den.

KAPITEL V

BESTIMMUNGEN FÜR DIE
ABFERTIGUNG ZUR VOR-
ÜBERGEHENDEN EINFUHR

Artikel 11
1. Auf Eingangsvormerkschein

abgefertigte Wasserfahrzeuge
und Luftfahrzeuge dürfen auch
von dritten Personen zu ihrem
eigenen Gebrauch benützt wer-
den, wenn diese von den In-
habern der Zollpapiere gehörig
dazu ermächtigt worden sind,
ihren gewöhnlichen Wohnsitz
außerhalb des Einfuhrlandes
haben und auch die anderen in
diesem Abkommen festgelegten
Bedingungen erfüllen. Die Zoll-
behörden der Vertragsparteien
haben das Recht, den Nachweis
darüber zu verlangen, daß diese
dritten Personen von den In-
habern der Zollpapiere gehörig
ermächtigt worden sind und die
vorerwähnten Bedingungen er-
füllen. Erscheint dieser Nach-
weis nicht ausreichend, so kön-
nen die Zollbehörden die Be-
nützung der Wasserfahrzeuge
und Luftfahrzeuge unter Ver-
wendung dieser Zollpapiere in
ihrem Lande verweigern. Bei
gemieteten Wasserfahrzeugen
und Luftfahrzeugen kann jede
Vertragspartei verlangen, daß
der Mieter bei der Einfuhr des
Wasserfahrzeuges oder Luftfahr-
zeuges anwesend ist.

2. Ungeachtet der Bestim-
mungen des Absatzes 1 können .
die Zollbehörden der Vertrags-
parteien unter Bedingungen,
deren Festsetzung ihrem Ermes-
sen überlassen ist, gestatten, daß
die Besatzung eines auf Ein-
gangsvormerkschein abgefertig-
ten Wasserfahrzeuges oder Luft-
fahrzeuges aus Personen besteht,
die ihren gewöhnlichen Wohn-
sitz im Einfuhrland haben; dies
gilt insbesondere dann, wenn die
Besatzung auf Rechnung oder
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nach den Weisungen des In-
habers des Eingangsvormerk-
scheines handelt.

Artikel 12

1. Die in den Eingangsvor-
merkscheinen bezeichneten "Was-
serfahrzeuge und Luftfahrzeuge
müssen innerhalb der Gültig-
keitsdauer der Zollpapiere in
unverändertem Zustand wieder-
ausgeführt werden, wobei die
gewöhnliche Abnützung zu be-
rücksichtigen ist. Bei gemieteten
Wasserfahrzeugen oder Luft-
fahrzeugen haben die Zollbehör-
den der Vertragsparteien das
Recht zu verlangen, daß das
Wasserfahrzeug oder Luftfahr-
zeug wiederausgeführt wird,
sobald der Mieter das Einfuhr-
land verläßt.

2. Die Wiederausfuhr ist durch
die Ausgangsbescheinigung nach-
zuweisen, die die Zollbehörden
des Landes, in das das Wasser-
fahrzeug oder Luftfahrzeug vor-
übergehend eingeführt worden
ist, auf dem Eingangsvormerk-
schein ordnungsgemäß ange-
bracht haben.

3. Die Vertragsparteien kön-
nen jedoch die Erledigung eines
Eingangsvormerkscheines eines
Luftfahrzeuges auch von dem
Nachweis der Ankunft des Luft-
fahrzeuges im Ausland abhängig
machen.

Artikel 13

1. Ungeachtet der in Ar-
tikel 12 festgelegten Verpflich-
tung zur Wiederausfuhr ist im
Falle eines gehörig nachgewiese-
nen Unfalles die Wiederausfuhr
schwer beschädigter Wasserfahr-
zeuge oder Luftfahrzeuge nicht
erforderlich, wenn je nach Ver-
langen der Zollbehörden

a) die auf die Wasserfahr-
zeuge oder Luftfahrzeuge
entfallenden Eingangsab-
gaben entrichtet werden
oder

b) die Wasserfahrzeuge oder
Luftfahrzeuge kostenlos
dem Staat, in den sie vor-
übergehend eingeführt
worden sind, überlassen
werden oder
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c) die Wasserfahrzeuge oder
Luftfahrzeuge unter amt-
licher Aufsicht auf Kosten
der Beteiligten vernichtet
und die auf die geborgenen
Teile und sonstigen Mate-
rialien entfallenden Ein-
gangsabgaben entrichtet
werden.

2. Kann ein vorübergehend
eingeführtes Wasserfahrzeug
oder Luftfahrzeug wegen einer
Beschlagnahme, die nicht von
einer Privatperson veranlaßt
worden ist, nicht wiederausge-
führt werden, so wird die im
Eingangsvormerkschein vorge-
sehene Frist für die Wiederaus-
fuhr für die Dauer der Be-
schlagnahme gehemmt.

3. Die Zollbehörden benach-
richtigen nach Möglichkeit den
haftenden Verband, wenn von
ihnen oder auf ihre Veranlas-
sung auf Eingangsvormerkschein
abgefertigte Wasserfahrzeuge
oder Luftfahrzeuge beschlag-
nahmt worden sind, für deren
Eingangsabgaben der betref-
fende Verband haftet; sie teilen
ihm ferner die beabsichtigten
Maßnahmen mit.

Artikel 14

Ein Wasserfahrzeug oder
Luftfahrzeug, das unter Ver-
wendung eines Eingangsvor-
merkscheines in das Gebiet einer
Vertragspartei eingeführt wor-
den ist, darf zu Beförderungen
gegen Entgelt, Entlohnung oder
andere materielle Vorteile zwi-
schen Orten innerhalb der Gren-
zen dieses Gebietes oder beim
Verlassen dieses Gebietes nicht,
auch nicht gelegentlich, verwen-
det werden. Ein solches Wasser-
fahrzeug oder Luftfahrzeug darf
nach seiner Einfuhr nicht ver-
mietet werden; wenn es bei sei-
ner Einfuhr gemietet war, so
darf es an keine andere Person
als den ursprünglichen Mieter
neu vermietet und auch nicht
untervermietet werden.

Artikel 15

Personen, denen die Begün-
stigungen der vorübergehenden
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Einfuhr zustehen, können die in
den Zollpapieren bezeichneten
"Wasserfahrzeuge oder Luftfahr-
zeuge innerhalb der Gültigkeits-
dauer dieser Zollpapiere nach
Bedarf beliebig oft einführen;
Voraussetzung dafür ist, daß sie
sich jeden Grenzübertritt (Ein-
gang und Ausgang) vom Zoll-
organ bescheinigen lassen, wenn
die Zollbehörden dies verlangen.
Es können jedoch auch Eingangs-
vormerkscheine ausgegeben wer-
den, die nur für eine einzige
Reise gültig sind.

Artikel 16

Werden Eingangsvormerk-
scheine für Wasserfahrzeuge
verwendet, die keine bei jedem
Grenzübertritt abtrennbaren
Abschnitte aufweisen, so haben
die Bescheinigungen der Zoll-
organe zwischen dem ersten
Eingang und dem endgültigen
Ausgang nur vorläufigen Cha-
rakter. Ist die letzte Bescheini-
gung eine vorläufige Ausgangs-
bescheinigung, so wird diese
dennoch als Nachweis der Wie-
derausfuhr des vorübergehend
eingeführten Wasserfahrzeuges
oder der vorübergehend einge-
führten Ersatzteile zugelassen.

Artikel 17

Werden Eingangsvormerk-
scheine verwendet, die für jeden
Grenzübertritt einen abtrenn-
baren Abschnitt aufweisen, so
stellt vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Artikels 18 jede
Eingangsbescheinigung die Ein-
gangsabfertigung durch die Zoll-
behörde und jede spätere Aus-
gangsbescheinigung die endgül-
tige Erledigung des Zollpapieres
dar.

Artikel 18

Haben die Zollbehörden eines
Landes einen Eingangsvormerk-
schein endgültig und vorbehalt-
los erledigt, so können sie vom
haftenden Verband die Entrich-
tung der Eingangsabgaben nicht
mehr verlangen, es sei denn, daß
die Erledigungsbescheinigung
mißbräuchlich oder betrügerisch
erwirkt worden ist.
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Artikel 19

Bescheinigungen auf den Ein-
gangsvormerkscheinen, die nach
diesem Abkommen verwendet
werden, sind gebührenfrei, wenn
diese Bescheinigungen auf dem
Amtsplatz eines Zollamtes wäh-
rend seiner Amtsstunden aus-
gestellt werden.

KAPITEL VI

VERLÄNGERUNG DER
GÜLTIGKEITSDAUER UND
ERNEUERUNG DER EIN-
GANGSVORMERKSCHEINE

Artikel 20

Ist die Wiederausfuhr vor-
übergehend eingeführter Was-
serfahrzeuge oder Luftfahrzeuge
innerhalb der festgesetzten
Frist nicht nachgewiesen wor-
den, so bleibt dieser Mangel un-
beachtet, wenn diese Fahrzeuge
innerhalb von vierzehn Tagen
nach Ablauf der Gültigkeits-
dauer der Zollpapiere den Zoll-
behörden zur Wiederausfuhr
gestellt werden und die Frist-
überschreitung ausreichend be-
gründet wird.

Artikel 21

Jede Vertragspartei anerkennt
Verlängerungen der Gültigkeits-
dauer von Carnets de passages
en douane, die von anderen
Vertragsparteien nach dem in
der Anlage 4 zu diesem Abkom-
men festgelegten Verfahren ge-
währt worden sind, als gültig.

Artikel 22
1. Anträge auf Verlängerung

der Gültigkeitsdauer der Ein-
gangsvormerkscheine sind vor
Ablauf der Gültigkeitsdauer bei
den zuständigen Zollbehörden
zu stellen, wenn dies nicht in-
folge höherer Gewalt unmög-
lich ist. Ist der Eingangsvor-
merkschein von einem zugelas-
senen Verband ausgegeben wor-
den, so ist der Antrag auf Ver-
längerung der Gültigkeitsdauer
vom haftenden Verband zu
stellen.
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2. Die Wiederausfuhrfrist für
vorübergehend eingeführte Was-
serfahrzeuge, Luftfahrzeuge oder
Ersatzteile wird verlängert,
wenn die Beteiligten den Zoll-
behörden ausreichend nachwei-
sen können, daß sie durch hö-
here Gewalt an der rechtzeitigen
Wiederausfuhr der Fahrzeuge
oder Ersatzteile verhindert wor-
den sind,

Artikel 23

Jede Vertragspartei bewilligt
unter den von ihr als notwendig
erachteten Kontrollmaßnahmen
die Erneuerung von Eingangs-
vormerkscheinen, die von den
zugelassenen Verbänden ausge-
stellt worden sind und vorüber-
gehend in ihr Gebiet eingeführte
Wasserfahrzeuge, Luftfahrzeuge
oder Ersatzteile betreffen; dies
gilt nicht, wenn die Voraus-
setzungen für die vorüber-
gehende Einfuhr nicht mehr
gegeben sind. Die Anträge auf
Erneuerung sind vom haftenden
Verband zu stellen.

KAPITEL VII

BEREINIGUNG VON EIN-
GANGSVORMERK-

SCHEINEN

Artikel 24

1. Sind Eingangsvormerk-
scheine nicht ordnungsgemäß er-
ledigt worden, so anerkennen
die Zollbehörden des Einfuhr-
landes (vor oder nach Ablauf
der Gültigkeitsdauer der Zoll-
papiere) als Nachweis der Wieder-
ausfuhr des Wasserfahrzeuges,
Luftfahrzeuges oder der Ersatz-
teile eine Bescheinigung nach dem
Vordruck der Anlage 5 zu diesem
Abkommen, die von einer amt-
lichen Stelle (Konsul, Zollstelle,
Polizei, Bürgermeister, Gerichts-
beamter u. dgl.) ausgestellt und
in der bescheinigt ist, daß das
betreffende Wasserfahrzeug,
Luftfahrzeug oder die betreffen-
den Ersatzteile dieser Stelle vor-
geführt worden sind und sich
außerhalb des Einfuhrlandes be-
finden. Diese Zollbehörden kön-
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nen auch einen anderen schrift-
lichen Nachweis, daß sich das
Wasserfahrzeug, Luftfahrzeug
oder die Ersatzteile außerhalb
des Einfuhrlandes befinden, an-
erkennen. Ist der Eingangsvor-
merkschein kein Carnet de pas-
sages en douane und ist er noch
nicht abgelaufen, so können
diese Zollbehörden seine Aus-
händigung verlangen, bevor be-
scheinigt wird, daß das Wasser-
fahrzeug oder Luftfahrzeug sich
außerhalb des Einfuhrlandes be-
findet. Bei Carnets sind die Be-
scheinigungen, die von den Zoll-
behörden der später besuchten
Länder angebracht worden sind,
für den Nachweis der Wieder-
ausfuhr der Wasserfahrzeuge,
Luftfahrzeuge oder Ersatzteile
zu berücksichtigen.

2. Bei Vernichtung, Verlust
oder Diebstahl von Eingangs-
vormerkscheinen, die nicht ord-
nungsgemäß erledigt worden
sind, sich aber auf wiederausge-
führte Wasserfahrzeuge, Luft-
fahrzeuge oder Ersatzteile be-
ziehen, anerkennen die Zoll-
behörden des Einfuhrlandes als
Nachweis der Wiederausfuhr
eine Bescheinigung nach dem
Vordruck der Anlage 5 zu die-
sem Abkommen, die von einer
amtlichen Stelle (Konsul, Zoll-
stelle, Polizei, Bürgermeister,
Gerichtsbeamter u. dgl.) aus-
gestellt und in der bescheinigt
ist, daß das betreffende Wasser-
fahrzeug, Luftfahrzeug oder die
betreffenden Ersatzteile dieser
Stelle vorgeführt worden sind
und daß sie sich nach Ablauf
der Gültigkeitsdauer der Zoll-
papiere außerhalb des Einfuhr-
landes befinden. Sie können auch
einen anderen schriftlichen Nach-
weis, daß sich das Wasserfahr-
zeug, Luftfahrzeug oder die Er-
satzteile außerhalb des Einfuhr-
landes befinden, anerkennen.

3. Ist ein Carnet de passages
en douane über ein Wasserfahr-
zeug, Luftfahrzeug oder Ersatz-
teile, die sich im Gebiet einer
Vertragspartei befinden, ver-
nichtet, verloren oder gestohlen
worden, so nehmen die Zoll-
behörden dieser Vertragspartei



8. Stück — Ausgegeben am 15. Feber 1958 — Nr. 21 417

auf Antrag des betreffenden
Verbandes ein Ersatzpapier an,
dessen Gültigkeit mit dem Tage
des Ablaufes der Gültigkeits-
dauer des ersetzten Carnet ab-
läuft. Die Annahme dieses Zoll-
papieres macht das vernichtete,
verlorengegangene oder gestoh-
lene Carnet ungültig. Wird für
die Wiederausfuhr des Wasser-
fahrzeuges, Luftfahrzeuges oder
der Ersatzteile an Stelle des Er-
satzpapiers eine Ausfuhrbewil-
ligung oder ein ähnliches Papier
ausgestellt, so gilt die Ausgangs-
bescheinigung auf dieser Bewilli-
gung oder auf diesem Papier als
genügender Nachweis der Wie-
derausfuhr.

4. Wird ein Wasserfahrzeug
oder ein Luftfahrzeug nach der
Wiederausfuhr aus dem Ein-
fuhrland gestohlen und ist we-
der die Wiederausfuhr ord-
nungsgemäß auf dem Eingangs-
vormerkschein bescheinigt, noch
eine Eingangsbescheinigung von,
den Zollbehörden eines später
besuchten Landes auf dem Zoll-
papier eingetragen worden, so
kann das Zollpapier trotzdem
bereinigt werden, wenn der haf-
tende Verband das Zollpapier
vorlegt und über den Diebstahl
einen als ausreichend erachteten
Nachweis erbringt. Ist der Ein-
gangsvormerkschein noch nicht
abgelaufen, so können die Zoll-
behörden seine Hinterlegung
verlangen.

Artikel 25

In den Fällen des Artikels 24
sind die Zollbehörden berechtigt,
für die Bereinigung eine Gebühr
zu erheben.

Artikel 26

Die Zollbehörden sind nicht
berechtigt, vom haftenden Ver-
band die Eingangsabgaben für
vorübergehend eingeführte Was-
serfahrzeuge, Luftfahrzeuge oder
Ersatzteile zu verlangen, wenn
die Nichterledigung der Ein-
gangsvormerkscheine diesem
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Verband nicht innerhalb eines
Jahres vom Tage des Ablaufes
der Gültigkeitsdauer dieser Zoll-
papiere an mitgeteilt worden ist.

Artikel 27

1. Die haftenden Verbände
können innerhalb eines Jahres
vom Tage der Mitteilung über
die Nichterledigung der Ein-
gangsvormerkscheine an nach-
weisen, daß die betreffenden
Wasserfahrzeuge, Luftfahrzeuge
oder Ersatzteile nach den Be-
stimmungen dieses Abkommens
wiederausgeführt worden sind.

2. Wird dieser Nachweis in-
nerhalb der vorgesehenen Frist
nicht erbracht, so hat der haf-
tende Verband die zu entrich-
tenden Eingangsabgaben sofort
zu hinterlegen oder vorläufig zu
entrichten. Die hinterlegten oder
vorläufig entrichteten Abgaben
werden nach Ablauf eines Jah-
res vom Tage der Hinterlegung
oder der vorläufigen Entrich-
tung an endgültig vereinnahmt.
Während dieses Zeitraumes kann
der haftende Verband nach den
Bestimmungen des Absatzes 1
die Rückzahlung der hinterleg-
ten oder entrichteten Beträge
erwirken.

3. In Ländern, deren Vor-
schriften die Hinterlegung oder
vorläufige Entrichtung der Ein-
gangsabgaben nicht vorsehen,
gelten die nach Absatz 2 ent-
richteten Beträge als endgültig
vereinnahmt; die entrichteten
Beträge können jedoch zurück-
gezahlt werden, wenn die in
diesem Artikel festgelegten Be-
dingungen erfüllt sind.

4. Wird ein Eingangsvormerk-
schein nicht erledigt, so darf der
vom haftenden Verband ver-
langte Betrag nicht höher sein
als die Summe der für die nicht
wiederausgeführten Wasserfahr-
zeuge, Luftfahrzeuge oder Er-
satzteile zu entrichtenden Ein-
gangsabgaben zuzüglich etwaiger
Zinsen.
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Artikel 28

Das Recht der Vertragspar-
teien, im Falle des Schmuggels,
einer anderen Zuwiderhandlung
oder eines Mißbrauches gegen
die Inhaber oder Benutzer der
Eingangsvormerkscheine die er-
forderlichen Maßnahmen zur
Einbringung der Eingangsabga-
ben und auch zur Verhängung
von Strafen zu treffen, die diese
Personen verwirkt haben, wird
durch dieses Abkommen nicht
berührt. In diesen Fällen gewäh-
ren die haftenden Verbände den
Zollbehörden ihre Unterstüt-
zung.

KAPITEL VIII

VERSCHIEDENE BESTIM-
MUNGEN

Artikel 29

Die Vertragsparteien werden
sich bemühen, keine Zollforma-
litäten einzuführen, die die Ent-
wicklung des internationalen
Reiseverkehrs behindern könn-
ten.

Artikel 30

Jede Verletzung dieses Ab-
kommens, jede Unterschiebung,
falsche Erklärung oder Hand-
lung, die bewirkt, daß eine Per-
son oder ein Gegenstand einen
ungerechtfertigten Vorteil aus
der Einfuhrregelung dieses Ab-
kommens erlangt, macht den
Schuldigen nach den Rechtsvor-
schriften des Landes, in dem die
Zuwiderhandlung begangen wor-
den ist, strafbar.

Artikel 31

Die Bestimmungen dieses Ab-
kommens schließen nicht aus,
daß Vertragsparteien, die eine
Zoll- oder Wirtschaftsunion bil-
den, besondere Vorschriften für
die Personen erlassen, die ihren
gewöhnlichen Wohnsitz in den
zu dieser Union gehörenden
Ländern haben.
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Artikel 32

Keine Bestimmung dieses Ab-
kommens ist dahin auszulegen,
daß sie das Recht einer Ver-
tragspartei berührt, auf die vor-
übergehende Einfuhr von Was-
serfahrzeugen und Luftfahrzeu-
gen Verbote oder Beschränkun-
gen anzuwenden, die aus ande-
ren als wirtschaftlichen Gründen
erlassen worden sind, beispiels-
weise aus Gründen der öffent-
lichen Sittlichkeit, der öffentli-
chen Sicherheit, der öffentlichen
Gesundheit oder Hygiene.

KAPITEL IX

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 33

1. Die Mitgliedsländer der
Wirtschaftskommission für Eu-
ropa sowie die nach Absatz 8
des der Kommission erteilten
Auftrages in beratender Eigen-
schaft zu der Kommission zu-
gelassenen Länder können Ver-
tragsparteien dieses Abkommens
werden

a) durch Unterzeichnung;

b) durch Ratifikation, nach-
dem sie das Abkommen
unter dem Vorbehalt der
Ratifikation unterzeichnet
haben;

c) durch Beitritt.

2. Die Länder, die nach Ab-
satz 11 des der Wirtschaftskom-
mission für Europa erteilten
Auftrages berechtigt sind, an
gewissen Arbeiten der Kommis-
sion teilzunehmen, können
durch Beitritt Vertragsparteien
des Abkommens nach seinem
Inkrafttreten werden.

3. Das Abkommen liegt bis
einschließlich 31. August 1956
zur Unterzeichnung auf. Nach
diesem Tage steht es zum Bei-
tritt offen.

4. Die Ratifikation oder der
Beitritt erfolgt durch Hinter-
legung einer Urkunde beim Ge-
neralsekretär der Vereinten Na-
tionen.
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Artikel 34

1. Dieses Abkommen tritt am
neunzigsten Tage in Kraft, nach-
dem fünf der in Artikel 33 Ab-
satz 1 bezeichneten Länder es
ohne Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet oder ihre Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
hinterlegt haben.

2. Für jedes Land, das dieses
Abkommen ratifiziert oder ihm
beitritt, nachdem fünf Länder
es ohne Vorbehalt der Ratifika-
tion unterzeichnet oder ihre
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde hinterlegt haben, tritt
das Abkommen am neunzigsten
Tage nach Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde in Kraft.

Artikel 35

1. Jede Vertragspartei kann
dieses Abkommen durch Notifi-
zierung an den Generalsekretär
der Vereinten Nationen kün-
digen.

2. Die Kündigung wird fünf-
zehn Monate nach Eingang der
Notifizierung beim General-
sekretär wirksam.

3. Die Gültigkeitsdauer der
Eingangsvormerkscheine, die vor
dem Tage, an dem die Kündi-
gung wirksam wird, ausgegeben
worden sind, wird durch die
Kündigung nicht berührt; eben-
so bleibt die Haftung der Ver-
bände bestehen. Die nach Arti-
kel 21 gewährten Verlängerun-
gen bleiben ebenfalls gültig.

Artikel 36

Dieses Abkommen tritt außer
Kraft, wenn zu irgendeinem
Zeitpunkt nach seinem Inkraft-
treten die Zahl der Vertrags-
parteien während zwölf aufein-
anderfolgender Monate weniger
als fünf beträgt.
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Artikel 37

1. Jedes Land kann, wenn es
dieses Abkommen ohne Vorbe-
halt der Ratifikation unterzeich-
net oder bei Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde oder zu jedem späteren
Zeitpunkt durch Notifizierung
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen erklären, daß
dieses Abkommen für alle oder
für einzelne der Gebiete gilt,
deren internationale Beziehun-
gen es wahrnimmt. Das Abkom-
men wird für das Gebiet oder
die Gebiete, die in der Notifizie-
rung genannt sind, am neunzig-
sten Tage nach Eingang der No-
tifizierung beim Generalsekretär
oder, falls das Abkommen dann
noch nicht in Kraft getreten ist,
mit seinem Inkrafttreten wirk-
sam.

2. Jedes Land, das dieses Ab-
kommen durch eine Erklärung
nach Absatz 1 auf ein Gebiet
ausgedehnt hat, dessen interna-
tionale Beziehungen es wahr-
nimmt, kann das Abkommen
auch für dieses Gebiet allein ge-
mäß Artikel 35 kündigen.

Artikel 38

1. Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen zwei oder mehre-
ren Vertragsparteien über die
Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens wird, soweit
möglich, durch Verhandlungen
zwischen den beteiligten Par-
teien beigelegt.

2. Jede Meinungsverschieden-
heit, die nicht durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,
wird einem Schiedsspruch unter-
worfen, wenn eine der am
Streitfall beteiligten Vertrags-
parteien es verlangt; sie wird
deshalb einem Schiedsrichter
oder mehreren Schiedsrichtern,
die durch Übereinkommen zwi-
schen den am Streitfall beteilig-
ten Parteien zu wählen sind, zur
Entscheidung übertragen. Kön-
nen sich die am Streitfall betei-
ligten Parteien binnen drei
Monaten nach dem Antrag auf
schiedsgerichtliche Entscheidung
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über die Wahl eines Schiedsrich-
ters oder der Schiedsrichter
nicht einigen, so kann jede die-
ser Parteien den Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen er-
suchen, einen einzigen Schieds-
richter zu ernennen, dem der
Streitfall zur Entscheidung über-
tragen wird.

. 3. Die Entscheidung des oder
der nach Absatz 2 ernannten
Schiedsrichter ist für die betei-
ligten Vertragsparteien bindend.

Artikel 39

1. Jede Vertragspartei kann
bei Unterzeichnung, bei Ratifi-
kation oder beim Beitritt zu
diesem Abkommen erklären,
daß sie sich durch Artikel 38
nicht als gebunden betrachtet.
Die anderen Vertragsparteien
sind gegenüber jeder Vertrags-
partei, die einen solchen Vor-
behalt gemacht hat, durch Ar-
tikel 38 nicht gebunden.

2. Jede Vertragspartei, die
einen Vorbehalt nach Absatz 1
gemacht hat, kann diesen Vor-
behalt jederzeit durch Notifizie-
rung an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen zurück-
ziehen.

3. Andere Vorbehalte zu die-
sem Abkommen sind nicht zu-
lässig.

Artikel 40

1. Sobald dieses Abkommen
drei Jahre in Kraft ist, kann jede
Vertragspartei durch Notifizie-
rung an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen die Einbe-
rufung einer Konferenz zur Re-
vision des Abkommens verlan-
gen. Der Generalsekretär teilt
dieses Verlangen allen Vertrags-
parteien mit und beruft eine
Revisionskonferenz ein, wenn
binnen vier Monaten nach sei-
ner Mitteilung mindestens ein
Drittel der Vertragsparteien
ihm die Zustimmung zu dem
Verlangen notifiziert.
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2. "Wird eine Konferenz nach
Absatz 1 einberufen, so teilt der
Generalsekretär dies allen Ver-
tragsparteien mit und lädt sie
ein, binnen drei Monaten die
Vorschläge einzureichen, die
nach ihrem Wunsch von der
Konferenz behandelt werden
sollen. Der Generalsekretär
teilt allen Vertragsparteien die
vorläufige Tagesordnung der
Konferenz sowie den Wortlaut
dieser Vorschläge spätestens drei
Monate vor Beginn der Konfe-
renz mit.

3. Der Generalsekretär lädt zu
jeder nach diesem Artikel ein-
berufenen Konferenz alle in Ar-
tikel 33 Absatz 1 bezeichneten
Länder sowie die Länder ein,
die auf Grund des Artikels 33
Absatz 2 Vertragsparteien ge-
worden sind.

Artikel 41

1. Jede Vertragspartei kann
eine oder mehrere Änderungen
dieses Abkommens Vorschlagen.
Der Wortlaut jedes Änderungs-
vorschlages wird dem General-
sekretär der Vereinten Na-
tionen übermittelt, der ihn an
alle Vertragsparteien weiterlei-
tet und auch die anderen in
Artikel 33 Absatz 1 bezeich-
neten Länder unterrichtet.

2. Jeder nach Absatz 1 über-
mittelte Änderungsvorschlag
gilt als angenommen, wenn
keine Vertragspartei binnen
sechs Monaten nach Übermitt-
lung des Änderungsvorschlages
durch den Generalsekretär Ein-
wendungen erhebt.

3. Der Generalsekretär noti-
fiziert so bald wie möglich allen
Vertragsparteien, ob gegen den
Änderungsvorschlag eine Ein-
wendung erhoben worden ist.
Ist gegen den Änderungsvor-
schlag eine Einwendung erho-
ben worden, so gilt die Ände-
rung als nicht angenommen und
bleibt ohne jede Wirkung. Wird
keine Einwendung erhoben, so
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tritt die Änderung drei Mo-
nate nach Ablauf der in Ab-
satz 2 festgelegten Frist von
sechs Monaten für alle Ver-
tragsparteien in Kraft.

4. Unabhängig von dem in
den Absätzen 1, 2 und 3 vor-
gesehenen Änderungsverfahren
können die Anlagen zu diesem
Abkommen durch Vereinbarung
zwischen den zuständigen Ver-
waltungen aller Vertragsparteien
geändert werden. Der General-
sekretär setzt den Tag des In-
krafttretens des neuen Wort-
lautes fest, der sich aus derar-
tigen Änderungen ergibt.

Artikel 42

Außer den in den Artikeln 40
und 41 vorgesehenen Mittei-
lungen notifiziert der General-
sekretär der Vereinten Nationen
den in Artikel 33 Absatz 1 be-
zeichneten Ländern sowie den
Ländern, die auf Grund des Ar-
tikels 33 Absatz 2 Vertragspar-
teien geworden sind,

a) die Unterzeichnungen, Ra-
tifikationen und Beitritte
nach Artikel 33;

b) die Zeitpunkte, zu denen
dieses Abkommen nach
Artikel 34 in Kraft tritt;

c) die Kündigungen nach Ar-
tikel 35;

d) das Außerkrafttreten die-
ses Abkommens nach Ar-
tikel 36;

e) den Eingang der Notifizie-
rungen nach Artikel 37;

f) den Eingang der Erklä-
rungen und Notifizierun-
gen nach Artikel 39 Ab-
sätze 1 und 2;

g) das Inkrafttreten jeder
Änderung nach Artikel 41.

Artikel 43

Sobald ein Land, das Ver-
tragspartei des am 16. Juni 1949
in Genf abgeschlossenen Ab-
kommens über die vorläufige
Anwendung der Entwürfe von
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Internationalen Zollabkommen
über den Reiseverkehr, die Stra-
ßenfahrzeuge von Beförderungs-
unternehmen und den interna-
tionalen Warentransport auf
der Straße ist, Vertragspartei
des vorliegenden Abkommens
wird, trifft es die in Artikel IV
des genannten Abkommens vor-
gesehenen Maßnahmen, um das
Abkommen insoweit zu kündi-
gen, als es den Entwurf eines
internationalen Zollabkommens
über den Reiseverkehr betrifft
und als sich die Kündigung nicht
schon aus Artikel V des ge-
nannten Abkommens von selbst
ergibt.

Artikel 44

Das Unterzeichnungsproto-
koll dieses Abkommens gilt als
dessen integrierender Bestand-
teil und hat die gleiche Rechts-
wirksamkeit und Geltungsdauer
wie das Abkommen selbst.

Artikel 45

Nach dem 31. August 1956
wird die Urschrift dieses Ab-
kommens beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
legt, der allen in Artikel 33 Ab-
sätze 1 und 2 bezeichneten Län-
dern beglaubigte Abschriften
übersendet.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die dazu gehörig Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am
achtzehnten Mai neunzehnhun-
dertsechsundfünfzig, in einer
einzigen Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei jeder Text in glei-
cher Weise authentisch ist.
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UNTERZEICHNUNGS-
PROTOKOLL

Bei Unterzeichnung des Ab-
kommens, das das Datum des
heutigen Tages trägt, geben die
gehörig Bevollmächtigten fol-
gende Erklärungen ab:

1. Wenn eine Vertragspartei
die Ausstellung von Carnets de
passages en douane für gewisse
gewerbliche Luftfahrzeuge für
unerläßlich hält, so gilt dieses
Abkommen entsprechend.

2. Dieses Abkommen legt Min-
desterleichterungen fest. Die
Vertragsparteien beabsichtigen
nicht, weitergehende Erleichte-
rungen zu beschränken, die
einige von ihnen bei der vor-
übergehenden Einfuhr von Was-
serfahrzeugen und Luftfahrzeu-
gen gegenwärtig oder künftig
gewähren.

3. Die Vertragsparteien be-
halten sich das Recht vor, die
gleichen Vorteile auch Personen
zu gewähren, die ihren gewöhn-
lichen Wohnsitz im Gebiet einer
NichtVertragspartei haben.

4. Die Vertragsparteien an-
erkennen, daß es für die zufrie-
denstellende Anwendung dieses
Abkommens erforderlich ist,
den zugelassenen Verbänden Er-
leichterungen zu gewähren

a) für die Überweisung der
erforderlichen Zahlungs-
mittel zur Entrichtung der
Eingangsabgaben, die von
den Zollbehörden einer
Vertragspartei wegen
Nichterledigung der in
diesem Abkommen vor-
gesehenen Eingangsvor-
merkscheine gefördert
werden;

b) für die Überweisung von
Zahlungsmitteln, wenn
Eingangsabgaben nach Ar-
tikel 27 dieses Abkom-
mens zurückzuzahlen sind;

c) für die Überweisung von
Zahlungsmitteln zur Be-
zahlung von Vordrucken
der Eingangsvormerk-
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scheine, die den zugelas-
senen Verbänden von den
mit ihnen in Verbindung
stehenden Verbänden oder
Vereinigungen zugesandt
werden.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die dazu gehörig Bevoll-
mächtigten dieses Protokoll un-
terzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am
achtzehnten Mai neunzehnhun-
dertsechsundfünfzig, in einer
einzigen Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei jeder Text in glei-
cher Weise authentisch ist.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 30. September 1957.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:

Waldbrunner

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Die österreichische Ratifikationsurkunde zum Zollabkommen über die vorübergehende Ein-
fuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen Gebrauch wurde am 13. November
1957 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Abkommens wird gesondert verlautbart
werden.

Raab
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Nachdem das am 18. März 1956 in Genf unterzeichnete Zollabkommen über Behälter, welches
also lautet:

(Übersetzung.)

ZOLLABKOMMEN ÜBER
BEHÄLTER

Präambel

DIE VERTRAGSPARTEIEN,

IN DEM WUNSCHE, die
Verwendung von Behältern im
internationalen Verkehr zu för-
dern und zu erleichtern,

SIND wie folgt ÜBEREIN-
GEKOMMEN:

KAPITEL I

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens
bedeutet der Begriff

a) „Eingangsabgaben" nicht
nur die Zölle sondern auch
alle anderen aus Anlaß der
Einfuhr zu erhebenden
Abgaben;

b) „Behälter" ein Beförde-
rungsmittel (Möbeltrans-
portbehälter, abnehmbarer
Tank oder ein anderes
ähnliches Gerät), das

1. von dauerhafter Be-
schaffenheit und daher
genügend widerstands-
fähig ist, um wiederholt
verwendet werden zu
können;

2. besonders dafür gebaut
ist, um die Beförderung
von Waren durch ein
oder mehrere Verkehrs-
mittel ohne Umladung
des Inhalts zu erleich-
tern;

3. mit Vorrichtungen ver-
sehen ist, die seine
leichte Handhabung er-

22.
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möglichen, insbesondere
bei Umladung von
einem Beförderungsmit-
tel auf ein anderes;

4. so gebaut ist, daß es
leicht beladen und ent-
laden werden kann und

5. einen Rauminhalt von
mindestens einem Ku-
bikmeter hat;

mit dem gewöhnlichen Zu-
behör und der gewöhn-
lichen Ausrüstung des Be-
hälters, wenn sie mit die-
sem zusammen eingeführt
werden; der Begriff „Be-
hälter" schließt weder ge-
wöhnliche Umschließun-
gen noch Fahrzeuge ein;

c) „Personen" sowohl natür-
liche als auch juristische
Personen, soweit sich aus
dem Zusammenhang nichts
anderes ergibt.

KAPITEL II

VORÜBERGEHENDE EIN-
FUHR OHNE ENTRICH-
TUNG DER EINGANGSAB-
GABEN UND FREI VON EIN-
FUHRVERBOTEN UND EIN-
FUHRBESCHRÄNKUNGEN

Artikel 2

Unter dem Vorbehalt der
Wiederausfuhr und unter den
anderen in den folgenden Ar-
tikeln 3 bis 6 vorgesehenen Be-
dingungen läßt jede Vertrags-
partei diejenigen Behälter ohne
Entrichtung der Eingangsabga-
ben und ohne Anwendung von
Einfuhrverboten und Einfuhr-
beschränkungen vorübergehend
zur Einfuhr zu, die beladen ein-
geführt werden, um leer oder
beladen wiederausgeführt zu
werden, oder die leer eingeführt
werden, um beladen wieder-
ausgeführt zu werden. Jede Ver-
tragspartei behält sich das Recht
vor, dieses Verfahren bei. der
Einfuhr solcher Behälter nicht
anzuwenden, die von Personen
durch Kauf erworben wurden,
die in ihrem Lande ihren Wohn-
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oder Geschäftssitz haben, oder
wenn diese Personen auf andere
Weise den tatsächlichen Besitz
der eingeführten Behälter und
die Verfügungsgewalt über sie
erlangen; der gleiche Vorbehalt
gilt für Behälter, die aus einem
Lande eingeführt werden, das
dieses Abkommen nicht anwen-
det.

Artikel 3

Die vorübergehend ohne Ent-
richtung der Eingangsabgaben
eingeführten Behälter sind in-
nerhalb von drei Monaten nach
dem Tage der Einfuhr wieder-
auszuführen. Liegen triftige
Gründe vor, so können die Zoll-
behörden diese Frist innerhalb
der Grenzen der Rechtsvor-
schriften verlängern, die in dem
Gebiet gelten, in das der Behäl-
ter vorübergehend eingeführt
worden ist.

Artikel 4

1. Ungeachtet der in Artikel 3
festgelegten Verpflichtung zur
Wiederausfuhr ist im Falle eines
gehörig nachgewiesenen Unfalles
die Wiederausfuhr schwer be-
schädigter Behälter nicht erfor-
derlich, wenn je nach Verlangen
der Zollbehörden

a) die auf die Behälter ent-
fallenden Eingangsabgaben
entrichtet werden oder

b) die Behälter kostenlos dem
Staat, in den sie vor-
übergehend eingeführt
worden sind, überlassen
werden oder

c) die Behälter unter amt-
licher Aufsicht auf Kosten
der Beteiligten vernichtet
und die auf die geborge-
nen Teile und sonstigen
Materialien entfallenden
Eingangsabgaben entrich-
tet werden.

2. Kann ein vorübergehend
eingeführter Behälter wegen
einer Beschlagnahme, die nicht
von einer Privatperson veran-
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laßt worden ist, nicht wieder-
ausgeführt werden, so wird die
in Artikel 3 vorgesehene Frist
für die Wiederausfuhr für dis
Dauer der Beschlagnahme ge-
hemmt.

Artikel 5

1. Ersatzteile, die zur Instand-
setzung eines bestimmten, be-
reits vorübergehend eingeführ-
ten Behälters dienen sollen, wer-
den frei von Eingangsabgaben
und frei von Einfuhrverboten
und Einfuhrbeschränkungen zur
vorübergehenden Einfuhr zuge-
lassen.

2. Für die ersetzten, nicht
wiederausgeführten Teile sind
die Eingangsabgaben zu entrich-
ten, wenn sie nicht nach den
Vorschriften des betreffenden
Landes kostenlos dem Staat
überlassen oder unter amtlicher
Aufsicht auf Kosten der Betei-
ligten vernichtet werden.

Artikel 6

Das Verfahren bei der Zulas-
sung von Behältern und Ersatz-
teilen zur vorübergehenden Ein-
fuhr ohne Entrichtung der Ein-
gangsabgaben richtet sich nach
den im Gebiet jeder Vertrags-
partei geltenden. Vorschriften.

KAPITEL III
TECHNISCHE BEDINGUN-
GEN FÜR BEHÄLTER, DIE
ZUR BEFÖRDERUNG UN-
TER ZOLLVERSCHLUSS ZU-
GELASSEN WERDEN KÖN-

NEN

Artikel 7

Jede Vertragspartei, nach de-
ren Vorschriften eine Beförde-
rung von Behältern unter Zoll-
verschluß möglich ist, läßt zu
diesem Verfahren Behälter zu,
die den Vorschriften der An-
lage 1 entsprechen, und verfährt
dabei nach Anlage 2.
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KAPITEL IV

VERSCHIEDENE BESTIM-
MUNGEN

Artikel 8

Die Vertragsparteien werden
sich bemühen, keine Zollforma-
litäten einzuführen, die die Ent-
wicklung des internationalen
Behälterverkehrs behindern
könnten.

Artikel 9

Jede Verletzung dieses Ab-
kommens, jede Unterschiebung,
falsche Erklärung oder Hand-
lung, die bewirkt, daß eine Per-
son oder ein Gegenstand einen
ungerechtfertigten Vorteil aus
den Regelungen dieses Abkom-
mens erlangt, macht den Schul-
digen nach den Rechtsvorschrif-
ten des Landes, in dem die Zu-
widerhandlung begangen wor-
den ist, strafbar.

Artikel 10

Die Bestimmungen dieses Ab-
kommens schließen nicht aus,
daß Vertragsparteien, die eine
Zoll oder Wirtschaftsunion bil-
den, besondere Vorschriften für
Personen erlassen, die in den zu
dieser Union gehörenden Län-
dern ihren Wohn- oder Ge-
schäftssitz haben.

Artikel 11

Jede Vertragspartei ist be-
rechtigt, die Begünstigung der
vorübergehenden Einfuhr ohne
Entrichtung der Eingangsabga-
ben und frei von Einfuhrverbo-
ten und Einfuhrbeschränkungen
für solche Behälter zu versagen
oder zu entziehen, die innerhalb
der Grenzen des Einfuhrlandes
mit Waren beladen werden, die
innerhalb derselben Grenzen
wieder ausgeladen werden, selbst
wenn dies nur gelegentlich ge-
schieht.
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KAPITEL V

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 12
1. Die Mitgliedsländer der

Wirtschaftskommission für
Europa sowie die nach Absatz 8
des der Kommission erteilten
Auftrages in beratender Eigen-
schaft zu der Kommission zu-
gelassenen Länder können Ver-
tragsparteien dieses Abkom-
mens werden

a) durch Unterzeichnung;
b) durch Ratifikation, nach-

dem sie das Abkommen
unter dem Vorbehalt der
Ratifikation unterzeichnet
haben;

c) durch Beitritt.
2. Die Länder, die nach Ab-

satz 11 des der Wirtschaftskom-
mission für Europa erteilten
Auftrages berechtigt sind, an ge-
wissen Arbeiten der Kommis-
sion teilzunehmen, können
durch Beitritt Vertragsparteien
des Abkommens nach seinem
Inkrafttreten werden.

3. Das Abkommen liegt bis
einschließlich 31. August 1956
zur Unterzeichnung auf. Nach
diesem Tage steht es zum Bei-
tritt offen.

4. Die Ratifikation oder der
Beitritt erfolgt durch Hinterle-
gung einer Urkunde beim Ge-
neralsekretär der Vereinten
Nationen.

Artikel 13

1. Dieses Abkommen tritt
am neunzigsten Tage in Kraft,
nachdem fünf der in Artikel 12
Absatz 1 bezeichneten Länder es
ohne Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet oder ihre Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
hinterlegt haben.

2. Für jedes Land, das dieses
Abkommen ratifiziert oder ihm
beitritt, nachdem fünf Länder
es ohne Vorbehalt der Ratifi-
kation unterzeichnet oder ihre
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde hinterlegt haben, tritt
das Abkommen am neunzigsten
Tage nach Hinterlegung seiner
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Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde in Kraft.

Artikel 14

1. Jede Vertragspartei kann
dieses Abkommen durch Noti-
fizierung an den Generalsekretär
der Vereinten Nationen kündi-
gen.

2. Die Kündigung wird fünf-
zehn Monate nach Eingang der
Notifizierung beim General-
sekretär wirksam.

Artikel 15

Dieses Abkommen tritt außer
Kraft, wenn zu irgendeinem
Zeitpunkt nach seinem Inkraft-
treten die Zahl der Vertrags-
parteien während zwölf aufein-
anderfolgender Monate weniger
als fünf beträgt.

Artikel 16

1. Jedes Land kann, wenn es
dieses Abkommen ohne Vorbe-
halt der Ratifikation unterzeich-
net oder bei Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde oder zu jedem späteren
Zeitpunkt durch Notifizierung
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen erklären, daß
dieses Abkommen für alle oder
für einzelne der Gebiete gilt,
deren internationale Beziehun-
gen es wahrnimmt. Das Abkom-
men wird für das Gebiet oder
die Gebiete, die in der Notifi-
zierung genannt sind, am neun-
zigsten Tage nach Eingang der
Notifizierung beim General-
sekretär oder, falls das Abkom-
men dann noch nicht in Kraft
getreten ist, mit seinem Inkraft-
treten wirksam.

2. Jedes Land, das dieses Ab-
kommen durch eine Erklärung
nach Absatz 1 auf ein Gebiet
ausgedehnt hat, dessen inter-
nationale Beziehungen es wahr-
nimmt, kann das Abkommen
auch für dieses Gebiet allein ge-
mäß Artikel 14 kündigen.
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Artikel 17

1. Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen zwei oder mehre-
ren Vertragsparteien über die
Auslegung oder Anwendung die-
ses Abkommens wird, soweit
möglich, durch Verhandlungen
zwischen den beteiligten Par-
teien beigelegt.

2. Jede Meinungsverschieden-
heit, die nicht durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,
wird einem Schiedsspruch unter-
worfen, wenn eine der am
Streitfall beteiligten Vertrags-
parteien es verlangt, und wird
deshalb einem Schiedsrichter
oder mehreren Schiedsrichtern,
die durch Übereinkommen zwi-
schen, den am Streitfall beteilig-
ten Parteien zu wählen sind,
zur Entscheidung übertragen.
Können sich die am Streitfall
beteiligten Parteien binnen drei
Monaten nach dem Antrag auf
schiedsgerichtliche Entscheidung
über die Wahl eines Schieds-
richters oder der Schiedsrichter
nicht einigen, so kann jede die-
ser Parteien den Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen er-
suchen, einen einzigen Schieds-
richter zu ernennen, dem der
Streitfall zur Entscheidung über-
tragen wird.

3. Die Entscheidung des oder
der nach Absatz 2 ernannten
Schiedsrichter ist für die betei-
ligten Vertragsparteien bindend.

Artikel 18

1. Jede Vertragspartei kann
bei Unterzeichnung, bei Ratifi-
kation oder beim Beitritt zu die-
sem Abkommen erklären, daß
sie sich durch Artikel 17 nicht
als gebunden betrachtet. Die an-
deren Vertragsparteien sind ge-
genüber jeder Vertragspartei,
die einen solchen Vorbehalt ge-
macht hat, durch Artikel 17
nicht gebunden.

2. Jede Vertragspartei, die
einen Vorbehalt nach Absatz 1
gemacht hat, kann diesen Vor-
behalt jederzeit durch Notifizie-
rung an den Generalsekretär der
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Vereinten Nationen zurück-
ziehen.

3. Andere Vorbehalte zu die-
sem Abkommen sind nicht zu-
lässig.

Artikel 19

1. Sobald dieses Abkommen
drei Jahre in Kraft ist, kann jede
Vertragspartei durch Notifizie-
rung an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen die Ein-
berufung einer Konferenz zur
Revision des Abkommens ver-
langen. Der Generalsekretär
teilt dieses Verlangen allen Ver-
tragsparteien mit und beruft
eine Revisionskonferenz ein,
wenn binnen vier Monaten nach
seiner Mitteilung mindestens
ein Drittel der Vertragsparteien
ihm die Zustimmung zu dem
Verlangen notifiziert.

2. Wird eine Konferenz nach
Absatz 1 einberufen, so teilt der
Generalsekretär dies allen Ver-
tragsparteien mit und lädt sie
ein, binnen drei Monaten die
Vorschläge einzureichen, die
nach ihrem Wunsch von der
Konferenz behandelt werden
sollen. Der Generalsekretär teilt
allen Vertragsparteien die vor-
läufige Tagesordnung der Kon-
ferenz sowie den Wortlaut die-
ser Vorschläge spätestens drei
Monate vor Beginn der Konfe-
renz mit.

3. Der Generalsekretär lädt zu
jeder nach diesem Artikel ein-
berufenen Konferenz alle in Ar-
tikel 12 Absatz 1 bezeichneten
Länder sowie die Länder ein, die
auf Grund des Artikels 12 Ab-
satz 2 Vertragsparteien gewor-
den sind.

Artikel 20

1. Jede Vertragspartei kann
eine oder mehrere Änderungen
dieses Abkommens vorschlagen.
Der Wortlaut jedes Änderungs-
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Vorschlages wird dem General-
sekretär der Vereinten Nationen
übermittelt, der ihn an alle Ver-
tragsparteien weiterleitet und
auch die anderen in Artikel 12
Absatz 1 bezeichneten Länder
unterrichtet.

2. Jeder nach Absatz 1 über-
mittelte Änderungsvorschlag
gilt als angenommen, wenn
keine Vertragspartei binnen
sechs Monaten nach Übermitt-
lung des Änderungsvorschlages
durch den Generalsekretär Ein-
wendungen erhebt.

3. Der Generalsekretär noti-
fiziert so bald wie möglich allen
Vertragsparteien, ob gegen den
Änderungsvorschlag eine Ein-
wendung erhoben worden ist.
Ist gegen den Änderungsvor-
schlag eine Einwendung erhoben
worden, so gilt die Änderung
als nicht angenommen und
bleibt ohne jede Wirkung. Wird
keine Einwendung erhoben, so
tritt die Änderung drei Monate
nach Ablauf der in Absatz 2
festgelegten Frist von sechs Mo-
naten für alle Vertragsparteien
in Kraft.

4. Unabhängig von dem in
den Absätzen 1, 2 und 3 vor-
gesehenen Änderungsverfahren
können die Anlagen zu diesem
Abkommen durch Vereinbarung
zwischen den zuständigen Ver-
waltungen aller Vertragsparteien
geändert werden. Der General-
sekretär setzt den Tag des In-
krafttretens des neuen Wort-
lautes fest, der sich aus der-
artigen Änderungen ergibt.

Artikel 21

Außer den in den Artikeln 19
und 20 vorgesehenen Mitteilun-
gen notifiziert der Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen den
in Artikel 12 Absatz 1. bezeich-
neten Ländern sowie den Län-
dern, die auf Grund des Ar-
tikels 12 Absatz 2 Vertrags-
parteien geworden sind,
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a) die Unterzeichnungen, Ra-
tifikationen und Beitritte
nach Artikel 12;

b) die Zeitpunkte, zu denen
dieses Abkommen nach
Artikel 13 in Kraft tritt;

c) die Kündigungen nach
Artikel 14;

d) das Außerkrafttreten die-
ses Abkommens nach Ar-
tikel 15;

e) den Eingang der Notifi-
zierungen nach Artikel 16;

f) den Eingang der Erklärun-
gen und Notifizierungen
nach Artikel 18 Absätze 1
und 2;

g) das Inkrafttreten jeder
Änderung nach Artikel 20.

Artikel 22

Das Unterzeichnungsprotokoll
dieses Abkommens gilt als dessen
integrierender Bestandteil und
hat die gleiche Rechtswirksam-
keit und Geltungsdauer wie das
Abkommen selbst.

Artikel 23

Nach dem 31. August 1956
wird die Urschrift dieses Ab-
kommens beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
legt, der allen in Artikel 12 Ab-
sätze 1 und 2 bezeichneten Län-
dern beglaubigte Abschriften
übersendet.

ZU URKUND DESSEN
haben die dazu gehörig Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am
achtzehnten Mai neunzehn-
hundertsechsundfünfzig, in einer
einzigen Ausfertigung in
englischer und französischer
Sprache, wobei jeder Text in
gleicher Weise authentisch ist.
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ANLAGE 1

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE
TECHNISCHEN BEDINGUN-
GEN FÜR BEHÄLTER, DIE
ZUR BEFÖRDERUNG UN-
TER ZOLLVERSCHLUSS ZU-
GELASSEN WERDEN KÖN-

NEN

Um zur Beförderung unter
Zollverschluß zugelassen werden
zu können, müssen die Behälter
folgenden Bedingungen entspre-
chen:

Artikel 1

A l l g e m e i n e s

1. Der Behälter muß eine
dauerhafte Aufschrift über den
Namen und die Anschrift des
Eigentümers sowie sein Eigen-
gewicht tragen und mit Erken-
nungszeichen und Erkennungs-
nummern gekennzeichnet sein 1).
Er muß ferner so gebaut und
eingerichtet sein, daß

a) die Zollverschlüsse auf
einfache und wirksame
Weise angebracht werden
können;

b) keine Waren dem zollamt-
lich verschlossenen Teil
des Behälters entnommen
oder in ihn hineingebracht
werden können, ohne
sichtbare Beschädigungen
zu hinterlassen oder den
Zollverschluß zu verlet-
zen;

c) er keinen Raum enthält,
der zum Verstecken von
Waren geeignet ist.

2. Der Behälter muß so ge-
baut sein, daß alle zur Auf-
nahme von Waren geeigneten
Räume, wie Abteile, Behältnisse
oder sonstige Stellen, für die
Untersuchung durch die Zoll-
behörden leicht zugänglich sind.

3. Wenn zwischen verschie-
denen Wandungen der Seiten-

1) Es ist nicht erforderlich, den
vollen Namen und die Anschrift
bekannter Eisenbahnverwaltungen
anzugeben.
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wände, des Bodens und des
Daches Hohlräume bestehen,
muß die innere Verkleidung fest
angebracht, vollständig und lük-
kenlös sein und darf nicht ohne
Hinterlassung sichtbarer Spu-
ren entfernt werden können.

4. Behälter, die gemäß An-
lage 2 Absatz 1 zuzulassen sind,
müssen an einer der Außen-
wände mit einem Rahmen zur
Aufnahme des Verschlußaner-
kenntnisses versehen sein; das
Verschlußanerkenntnis ist zwi-
schen zwei durchsichtige Kunst-
stoffplatten zu legen, die durch
Zusammenschmelzen (Kaschie-
ren) fest miteinander verbunden
sind. Der Rahmen muß so an-
gebracht sein, daß er das Ver-
schlußanerkenntnis schützt und
daß es unmöglich ist, das An-
erkenntnis aus dem Rahmen zu
entfernen, ohne den zur Siche-
rung des Anerkenntnisses an-
gebrachten Zollverschluß zu
verletzen; er muß ferner den
Zollverschluß wirksam schützen.

Artikel 2

B a u a r t d e s B e h ä l t e r s

1. Die Wände, der Boden und
das Dach des Behälters müssen
aus Platten, Brettern öder Ta-
feln von genügender Wider-
standsfähigkeit und ausreichen-
der Starke bestehen, die so ge-
schweißt, genietet, genutet oder
sonst zusammengefügt sind, daß
kein Zwischenraum bleibt, der
einen Zugang zum Inhalt er-
möglicht. Diese Teile müssen
genau zusammenpassen und so
befestigt sein, daß es unmöglich
ist, Teile zu verschieben oder
zu entfernen, ohne sichtbare
Spuren des Aufbrechens zu hin-
terlassen oder ohne den Zoll-
verschluß zu beschädigen.

2. Wesentliche Verbindungs-
teile wie Bolzen, Nieten u. dgl.
müssen von außen angebracht
sein, ins Innere durchgehen und
dort gehörig mit Schrauben-
muttern versehen, vernietet
öder verschweißt sein. Unter
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der Voraussetzung, daß die zur
Befestigung der wesentlichen
Teile der Wände, des Bodens
und des Daches dienenden Bol-
zen von außen angebracht sind,
können die anderen Bolzen auch
von innen angebracht sein, so-
fern die Schraubenmutter an
der Außenseite gehörig ver-
schweißt und nicht mit einem
undurchsichtigen Farbanstrich
überzogen wird. Entsprechend
den Bestimmungen für Eisen-
bahnwagen gelten jedoch für
Behälter, die ausschließlich mit
der Bahn unter Zollverschluß
befördert werden, folgende Be-
dingungen: Wesentliche Verbin-
dungsteile wie Bolzen, Nieten
u. dgl. müssen wenn möglich
von außen angebracht und ge-
hörig mit Schraubenmuttern
versehen, vernietet oder ver-
schweißt sein. Wenn es erfor-
derlich ist, daß Bolzen von in-
nen angebracht und außen mit
Schraubenmuttern versehen
werden, müssen die Bolzen-
enden über ihren Muttern ver-
nietet oder verschweißt sein.

3. Lüftungsöffnungen sind zu-
gelassen, sofern ihre größte
Weite 400 mm nicht überschrei-
tet. Wenn sie einen unmittel-
baren Zugang zum Innern des
Behälters gestatten, müssen sie
mit einem Drahtgeflecht oder
einem durchlochten Blech
(größte Weite der Löcher: 3 mm
in beiden Fällen) versehen und
durch eine geschweißte Vergit-
terung aus Metall (Maschenweite
höchstens 10 mm) geschützt sein.
Gestatten sie keinen unmittel-
baren Zugang zum Innern des
Behälters (z. B. bei Verwendung
von Lüftungskanälen mit mehr-
fachen Windungen), müssen sie
mit den gleichen Vorrichtungen
versehen sein; deren Loch- und
Maschenweiten dürfen jedoch
10 mm bzw. 20 mm (statt 3 mm
bzw. 10 mm) betragen. Diese
Vorrichtungen dürfen von der
Außenseite des Behälters ohne
Hinterlassung sichtbarer Spu-
ren nicht entfernt werden kön-
nen. Die Drahtgeflechte müssen
aus Drähten von mindestens
1 mm Durchmesser bestehen
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und so hergestellt sein, daß die
einzelnen Drähte nicht zusam-
mengeschoben werden können
und daß die Weite der ein-
zelnen Löcher ohne Hinterlas-
sung sichtbarer Spuren nicht
vergrößert werden kann.

4. Abflußöffnungen sind zu-
gelassen, sofern ihre größte
Weite 35 mm nicht überschrei-
tet. Sie müssen mit einem
Drahtgeflecht oder einem durch-
lochten Blech (größte Weite der
Löcher: 3 mm in beiden Fällen)
versehen und durch eine ge-
schweißte Vergitterung aus
Metall (Maschenweite höchstens
10 mm) geschützt sein. Diese
Vorrichtungen dürfen von der
Außenseite des Behälters ohne
Hinterlassung sichtbarer Spuren
nicht entfernt werden können.

Artikel 3

V e r s c h l u ß -
e i n r i c h t u n g e n .

1. Türen und alle anderen
Abschlußeinrichtungen der Be-
hälter müssen mit einer Vor-
richtung versehen sein, die einen
einfachen und wirksamen Zoll-
verschluß ermöglicht. Diese Vor-
richtung muß entweder an die
Türwände geschweißt sein, wenn
sie aus Metall sind, oder durch
mindestens zwei Schraubenbol-
zen befestigt sein, deren Mut-
tern auf der Innenseite des Lade-
raumes vernietet oder ver-
schweißt sein müssen.

2. Scharniere müssen so her-
gestellt und eingerichtet sein,
daß die Türen und anderen Ab-
schlußeinrichtungen in geschlos-
senem Zustande nicht aus ihren
Angeln gehoben werden kön-
nen; Schrauben, Bolzen, Stifte
und andere Befestigungsmittel
müssen mit den äußeren Seiten
der Scharniere verschweißt sein.
Dies ist jedoch nicht erforder-
lich, wenn die Türen und die
anderen Abschlußeinrichtungen
mit einer von außen nicht zu-
gänglichen Verriegelungsvor-
richtung versehen sind, die es
nach dem Schließen nicht mehr
gestattet, die Türen aus ihren
Angeln zu heben.
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3. Die Türen müssen so ge-
baut sein, daß jede Türfuge ver-
deckt und ein vollständiger und
wirksamer Verschluß gewähr-
leistet wird.

4. Der Behälter muß mit einer
geeigneten Vorrichtung zum
Schutze des Zollverschlusses ver-
sehen oder so gebaut sein, daß
der Zollverschluß ausreichend
geschützt ist.

Artikel 4

B e h ä l t e r f ü r b e s o n d e r e
V e r w e n d u n g

1. Die vorstehenden Vor-
schriften gelten auch für Isolier-
und Kühlbehälter, Tankbehäl-
ter, Möbelbehälter und für be-
sonders für den Lufttransport
gebaute Behälter, soweit sie mit
den technischen Eigenarten ver-
einbar sind, die sich aus der
Zweckbestimmung dieser Behäl-
ter ergeben.

2. Flanschen (Abschlußdeckel),
Leitungshähne und Mannlöcher
von Tankbehältern müssen so
eingerichtet sein, daß ein ein-
facher und wirksamer Zollver-
schluß möglich ist.

Artikel 5.

Z u s a m m e n k l a p p b a r e
o d e r z e r l e g b a r e

B e h ä l t e r

Für zusammenklappbare oder
zerlegbare Behälter gelten die-
selben Bedingungen wie für
nicht zusammenklappbare oder
nicht zerlegbare Behälter, wenn
die Verriegelungsvorrichtungen,
die das Zusammenklappen oder
Zerlegen ermöglichen, durch
Zollverschlüsse gesichert und
kein Teil dieser Behälter ohne
Verletzung dieser Zollver-
schlüsse - verschoben werden
kann.

Artikel 6

Ü b e r g a n g s -
b e s t i m m u n g e n

Bis zum 31. Dezember 1960
gelten folgende Erleichterungen:
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a) Vergitterungen aus Metall
zum Schutz der Lüftungs-
und Abflußöffnungen (Ar-
tikel 2 Absätze 3 und 4)
sind nicht zwingend vor-
geschrieben; dies gilt je-
doch nicht für Lüftungs-
öffnungen, die mit Lüf-
tungskanälen mit mehr-
fachen Windungen ver-
sehen sind;

b) die Vorrichtung zum
Schutz des Zollverschlusses
(Artikel 3 Absatz 4) ist
nicht zwingend vorge-
schrieben.

ANLAGE 2

VERFAHREN BEI DER ZU-
LASSUNG UND KENN-
ZEICHNUNG VON BEHÄL-
TERN, DIE DEN TECH-
NISCHEN BEDINGUNGEN
DER ANLAGE 1 ENT-

SPRECHEN

1. Für das Zulassungsver-
fahren gilt folgendes:

a) Die Behälter können von
den zuständigen Behörden
des Landes zugelassen wer-
den, in dem der Eigen-
tümer seinen Wohnsitz
oder Geschäftssitz hat oder
in dem der Behälter zum
ersten Male zur Beförde-
rung unter Zollverschluß
verwendet wird.

b) Die Entscheidung über die
Zulassung muß das Datum
und eine laufende Num-
mer enthalten.

c) Für die zugelassenen Be-
hälter wird ein Verschluß-
anerkenntnis nach dem
beigefügten Vordruck er-
teilt. Es ist in der Sprache
des Ausstellungslandes und
in französischer Sprache zu
drucken; die verschiedenen
Abschnitte sind zu nume-
rieren, damit der Wort-
laut auch in anderen
Sprachen leichter verständ-
lich ist. Das Anerkenntnis
ist zwischen zwei durch-
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sichtige Kunststoffplatten
zu legen, die durch Zu-
sammenschmelzen (Ka-
schieren) fest miteinander
verbunden sind.

d) Das Anerkenntnis muß
den Behälter begleiten; es
ist in den in Artikel 1 Ab-
satz 4 der Anlage 1 er-
wähnten Schutzrahmen
aufzunehmen und durch
Zollverschluß so zu sichern,
daß es ohne Verletzung
des Zollverschlusses nicht
aus dem Rahmen ent-
nommen werden kann.

e) Die Behälter sind alle zwei
Jahre den zuständigen Be-
hörden zur Überprüfung
und etwaigen Erneuerung
der Zulassung vorzufüh-
ren.

f) Die Zulassung erlischt,
wenn die wesentlichen
Merkmale des Behälters
geändert werden oder der
Eigentümer wechselt.

2. Ungeachtet der Bestim-
mungen des Absatzes 1 können
Behälter, die ausschließlich
mit der Eisenbahn befördert
werden und die einer dem In-
ternationalen Eisenbahnverband
(UIC) angeschlossenen Eisen-
bahnverwaltung gehören oder
von ihr eingestellt sind, von
dieser Verwaltung zugelassen
und in regelmäßigen Zeitab-
ständen überprüft werden, es
sei denn, daß die zuständigen
Behörden des Heimatlandes die-
ser Verwaltung etwas anderes
bestimmen. Durch das Zeichen

an einer Außenseite der
Behälter wird angezeigt, daß
diese Behälter den in den Vor-
schriften vorgesehenen techni-
schen Bedingungen entsprechen.
Für die so bezeichneten Behälter
wird kein Verschlußanerkennt-
nis ausgestellt.
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ZOLLABKOMMEN
ÜBER BEHÄLTER

abgeschlossen in GENF
am 18. Mai 1956

VERSCHLUSS-
ANERKENNTNIS
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UNTERZEICHNUNGS-
PROTOKOLL

Bei Unterzeichnung des Ab-
kommens, welches das Datum
des heutigen Tages trägt, geben
die gehörig Bevollmächtigten
folgende Erklärungen ab:

1. Es widerspricht dem Grund-
satz der vorübergehenden Ein-
fuhr von Behältern ohne Ent-
richtung der Eingangsabgaben,
das Gewicht oder den Wert des
vorübergehend eingeführten Be-
hälters dem Gewicht oder Wert
der Waren für die Berechnung
des Zolles und der sonstigen
Abgaben hinzuzufügen. Die Er-
höhung des Warengewichtes um
einen Tarazuschlag, der für in
Behältern eingeführte Waren ge-
setzlich festgesetzt ist, ist zu-
lässig, wenn er wegen des
Fehlens oder der Art der Um-
schließung vorgenommen wird,
nicht aber deshalb, weil die
Waren in Behältern befördert
werden.

2. Dieses Abkommen steht der
Anwendung anderer autonomer
oder vertraglicher nicht zoll-
rechtlicher Vorschriften über die
Verwendung der Behälter nicht
entgegen.

3. Dieses Abkomen legt Min-
desterleichterungen fest. Die
Vertragsparteien beabsichtigen
nicht, , weitergehende Erleich-
terungen zu beschränken, die
einige von ihnen für Behälter
gegenwärtig oder künftig ge-
währen. Die Vertragsparteien
werden sich im Gegenteil be-
mühen, die größtmöglichen Er-
leichterungen zu gewähren.

ZU URKUND DESSEN
haben die dazu gehörig Bevoll-
mächtigten dieses Protokoll un-
terzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am
achtzehnten Mai neunzehn-
hundertsechsundfünfzig, in einer
einzigen Ausfertigung in
englischer und französischer
Sprache, wobei jeder Text in
gleicher Weise authentisch ist.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, vom Bundesminister für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten
gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 30. September 1957.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Thoma

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:

Waldbrunner

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Die österreichische Ratifikationsurkunde zum Zollabkommen über Behälter wurde am
13. November 1957 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Abkommens wird gesondert verlautbart
werden.

Raab


